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A) Europäisches Verwaltungsrecht und 
„Europaratsverwaltungsrecht“



Das „Europäische Verwaltungsrecht“ von Jürgen Schwarze als Pionierarbeit 
zum Europäischen Verwaltungsrecht

• J. Schwarze, Europäisches Verwaltungsrecht, 1. Aufl. 
1988 (= European Administrative Law, 1. Aufl. 1992 = 
Droit administratif européen, 1994)

• 2005, 2006 und 2009 ist eine unveränderte 2. Aufl. der
deutschen, englischen und französischen Version
des Werks erschienen, die aber mit einer ausführlichen
Einleitung zu den Entwicklungen des europäischen
Verwaltungsrecht in den Jahren seit Erscheinen der 
ersten Auflage versehen wurde

• Schwerpunkt der Untersuchung: Welchen Bindungen unterliegt die Kommission 
der damaligen EWG bei ihrer verwaltenden Tätigkeit (insbesondere im 
Wettbewerbs-, Agrar- und Beihilferecht)?

• Bindungen wurden aus „allgemeinen Rechtsgrundsätzen“ hergleitet, die einem 
„Rechtsvergleich“ der damals 12 Mitgliedstaaten der EWG entnommen worden 
waren
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• J. Schwarze befasste sich 1988 im Wesentlichen mit dem sog. direkten Vollzug
des damaligen Gemeinschaftsrechts durch die damalige Kommission

• Heute wird Europäisches Verwaltungsrecht oft mit dem Verwaltungsrecht der 
Europäischen Union gleichgesetzt, wobei es hier sowohl um die 
verwaltungsmäßige Umsetzung des Unionsrechts durch EU-Organe (direkter 
Vollzug) wie durch mitgliedstaatliche Behörden (indirekter Vollzug) geht.

So bei J.-B. Auby/J. Dutheil de la Rochère (Hrsg.), Traité de droit administratif européen, 
3. Aufl. 2022; P. Craig, EU Administrative Law, 3. Auflage 2018; T. v. Danwitz, 
Europäisches Verwaltungsrecht, 2008

• Teilweise wird auch der Verwaltungsrechtsvergleich zwischen den Rechts-
ordnungen der EU-Mitgliedstaaten als Bestandteil des „Europäischen Verwal-
tungsrechts“ gesehen (ohne dass der Zusammenhang mit dem Verwaltungs-
recht der EU immer klar wird)

• Weitere Untersuchungen legen den Schwerpunkt auf die Europäisierung der 
Verwaltungsrechtsordnungen der EU-Mitgliedstaaten durch Unionsrecht 

So bei J. H. Jans/R. de Lange/S. Prechal/ R.J.G.M. Widdershoven, Europeanisation of 
Public Law, 2. Aufl. 2015; T. Siegel, Europäisierung des Öffentlichen Rechts, 2012
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• P. Craig, EU Administrative Law, 3. Aufl. 2018
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Literatur II: Rechtsvergleichende Darstellungen zum Verwaltungsrecht in
Europa:

• A. v. Bogdandy/S. Cassese/P. M. Huber (Hrsg.), The Max Planck Handbooks in 
European Public Law - Vol I: The Administrative State, 2017

• A. v. Bogdandy/S. Cassese/P. M. Huber (Hrsg.), Handbuch Ius Publicum 
Europeum III, IV, V und VIII, 2010/2011/2014/2018

• della Cananea u. a. (Hrsg.), The Common Core of European Administrative Law 
(zur Zeit 5 Bücher 2020 – 2023)

• J.-P. Schneider (Hrsg.), Verwaltungsrecht in Europa Bd.1 und 2, 2007/2009 
(England, Spanien, Niederlande, Frankreich, Polen, Tschechien)

• M. Fromont, Droit administratif des États européens, 2006

• K.-P. Sommermann/B. Schaffarzik (Hrsg.), Handbuch der Geschichte der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit in Europa – Band 2, 2019

I. Begriffe und Gegenstände des Europäischen 
Verwaltungsrechts

https://global.oup.com/academic/content/series/c/the-common-core-of-european-administrative-law-coceal/?cc=lu&lang=en&


Problem der Beschreibung des Verwaltungsrechts der EU als Recht des 
„Vollzugs des Unionsrechts“: 

• Der Vollzugsbegriff ist sehr von der (deutschen) legalistischen Verwaltungskultur 
geprägt, die Verwaltung vor allem als Gesetzesvollzug versteht (wie es etwa 
auch in den Art. 83 ff. GG deutlich wird)

• In anderen Mitgliedstaaten und der Union selbst wird Verwaltung dagegen vor 
allem als Verwirklichung von Politiken verstanden, die von Gesetzgebung und 
Regierung definiert werden.

• Der englische Sprachgebrauch („implementing Union law “) und der 
französische Sprachgebrauch („mettre en œuvre le droit de l’Union“ ) machen 
insoweit gegenüber dem deutschen Sprachgebrauch deutlicher, dass es beim 
„Vollzug des Unionsrecht“ primär um die Verwirklichung der im Unionsrecht 
konkretisierten Unionspolitiken geht

• „Vollzug“ des Unionsrechts sollte daher nicht in Anlehnung an den 
Vollzugsbegriff der Art. 83 ff. GG verstanden werden, sondern ist als 
„Verwirklichung der im Unionsrecht konkretisierten Unionspolitiken“  zu 
verstehen.
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Aber: Verwendung des „Vollzugsbegriffs“ im vorliegenden Zusammenhang ist so 
eingeführt, dass er auch hier beibehalten werden muss, um die Anschlussfähigkeit 
an die Diskussion beizubehalten

Vor diesem Hintergrund ist zu unterscheiden

• Direkter Vollzug von Unionsrecht = Verwirklichung der im Unionsrecht 
konkretisierten Unionspolitiken durch die „Organe, Einrichtungen und sonstige 
Stellen der Union“ (Begriffe nach Art. 13 Abs. 1 EUV und Art. 298 Abs. 1 
AEUV). Diese Organe, Einrichtungen und sonstige Stellen der Union“ sind 
vornehmlich die EU Kommission und die sog. EU Agenturen, die hier 
zusammengefasst als „EU-Eigenverwaltung“ bezeichnet werden.

• Indirekter Vollzug des Unionsrechts = Verwirklichung der im Unionsrecht 
konkretisierten Unionspolitiken durch die Verwaltungen der Mitgliedstaaten

Aber: Was ist Vollzug des Unionsrechts?
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Besondere Missverständnisgefahren beim Begriff des Vollzugs des 
Unionsrechts“:

Vollzug/Verwirklichung des „Unionsrechts“ meint im vorliegenden Zusammenhang

• nicht (nur) den Vollzug unmittelbar anwendbaren Unionsrechts durch die EU-
Eigenverwaltung und nationale Behörden im Verhältnis zum Bürger,

• sondern auch die Anwendung solchen nationalen Rechts im Verhältnis zum 
Bürger,

− das der Umsetzung nicht unmittelbar anwendbaren Unionsrechts 
(insbesondere der Umsetzung von Richtlinien) dient

− das der Ergänzung unmittelbar anwendbaren Unionsrechts (z. B. 
ergänzende nationale Ausführungsregelungen zu EU-Verordnungen) dient

− bei dessen Anwendung geschriebenen und ungeschriebenen 
unionsrechtlichen Vorgaben Rechnung zu tragen ist 

Daher wäre es präziser, in diesem Zusammenhang eben nicht von „Vollzug des 
Unionsrechts“, sondern eben von „Verwirklichung von Unionspolitiken“ zu sprechen
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Begriff des Europäischen Verwaltungsrechts nach Eberhard Schmidt-
Aßmann (Das Allgemeine Verwaltungsrecht als Ordnungsidee, 2. Aufl. 2004, 
Kap. 7/1) :

„Die wichtigste Zukunftsaufgabe verwaltungsrechtlicher Systembildung ist die 
Entwicklung eines Europäischen Verwaltungsrechts. Ein solches Recht ist mehr 
als die Summe der durch das EG-Recht überformten und in diesem Sinne 
„europäisierten“ Verwaltungsrechtsordnungen. Es ist die Antwort des Rechts auf 
die Herausforderung, Europa – in unterschiedlicher räumlicher Grenzziehung 
und mit unterschiedlichen Intensitätsgraden der inneradministrativen 
Beziehungen  – als einheitlichen Verwaltungsraum zu verstehen. Die Kernzone 
des Europäischen Verwaltungsrechts bilden die Verwaltungsvorgänge unter dem 
Dach der Europäischen Gemeinschaft. […].“
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Doppelte Trennung bei der Unterscheidung zwischen indirektem und direktem 
Vollzug:

• Trennung zwischen Verwaltungsebene der EU und der der Mitgliedstaaten

• Trennung zwischen den „Verwaltungsbereichen“ der einzelnen Mitgliedstaaten, 
die das Unionsrecht jeweils nur für ihr eigenes Hoheitsgebiet vollziehen

Aber:

• Kooperations- und Informationspflichten zwischen EU-Eigenverwaltung und 
mitgliedstaatlichen Verwaltungen schon auf Grund des Primärrechts, vielfach 
aber auch sekundärrechtlich näher ausgestaltet (vertikale 
Verwaltungskooperation). 

• Pflichten zur unmittelbaren Kooperation mitgliedstaatlicher Behörden 
untereinander beim Vollzug des EU-Rechts (horizontale 
Verwaltungskooperation)

• Sekundärrecht sieht zunehmend auch Kombinationen von horizontaler und 
vertikaler Kooperation und Verbünde (Vernetzungen) zwischen den nationalen 
Behörden und der EU-Eigenverwaltung vor: Europäische Verbundverwaltung
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Begriff „Europäischer Verwaltungsverbund“ wird benutzt:

• als Metapher, die auf eine Vollzugsverflechtung hinweisen soll 
So Britz, EuR 2006, 46, 47

• als Bezeichnung für das Phänomen, dass die EU einen eigenen 
„Verwaltungsraum“ hat, nicht nur eine Rechtsetzungsgemeinschaft ist

So Ruffert, DÖV 2007, 761, 770; hiergegen Schneider, Die Verwaltung -
Beiheft 8, 2009, 9, 10 f. (eher: „Verwaltungsunion“). 

• als neuer Begriff für „Verwaltungskooperation“

• als „gesteigerte Form“ der „Verwaltungskooperation“ i. S. v. „integrated
administration“: Enge, verstetigte, institutionalisierende sekundärrechtliche 
Ausgestaltung der Verwaltungskooperation

So U. Stelkens, in: Stelkens/Bonk/Sachs, VwVfG, 10. Aufl. 2023, EuR Rn. 191

Problem: Begriff des „Verbundes“ lässt sich nicht übersetzen. Im Englischen wird 
oft der Begriff der „integrated administration“ gebraucht.
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Aufgaben einer „Verwaltungsrechtswissenschaft des Europäischen 
Verwaltungverbundes:

• Verstärkte Analyse und Auswertung des Sekundärrechts

• Verstärkte Berücksichtigung von Vollzugsmodellen, die indirekten und direkten 
Vollzug miteinander kombinieren (vertikaler Verwaltungsverbund)

• Verstärkte Berücksichtigung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
mitgliedstaatlicher Behörden und ihrer hiermit verbundenen Teilherauslösung 
aus der nationalen Verwaltungshierarchie (transnationales Verwaltungshandeln/ 
Verwaltungskooperation/horizontaler Verwaltungsverbund)

Probleme:

• „Exotische“ Rechtsgebiete als systemprägend: Produktzulassungsrecht, 
Regulierungsrecht der Netzwirtschaften, europäisches Finanzaufsichtssystem, 
europäisches Planungsrecht …

• (Noch) kein einheitlicher verwaltungsrechtlicher Diskurs in Europa, 
insbesondere nicht über „Besonderes Unionsverwaltungsrecht“ 
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Gegenstände des Verwaltungsrechts der Europäischen Union sind

 Recht der „EU-Eigenverwaltung“ (Verwaltungstätigkeit der Kommission, 
der anderen EU-Organe und der Agenturen)

 Recht der Verwirklichung des Unionsrechts durch die Mitgliedstaaten
und sein Verhältnis zum nationalen Verwaltungsrecht

 Europäisches Verwaltungskooperationsrecht und Recht des 
Europäischen Verwaltungsverbundes

Funktion des EU-Verwaltungsrechts: Sicherung der effektiven und unionsweit 
einheitlichen verwaltungsmäßigen Verwirklichung der Unionspolitiken (ungeachtet 
der verschiedenen Vollzugsformen) unter gleichzeitiger Gewährleistung der 
Standards der Art. 2 und Art. 6 EUV
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„Europäisierung des nationalen Verwaltungsrechts“ als Unterthema des EU-
Verwaltungsrechts: Gemeint ist damit „Unionalisierung des nationalen 
Verwaltungsrechts“ 

• Grenzen einer Angleichung (Harmonisierung) nationalen Verwaltungs-
rechts und nationaler Verwaltungsstrukturen durch das Unionsrecht werden 
vorrangig diskutiert

• Starke Betonung des Prinzips der begrenzten Einzelermächtigung (Art. 5 
Abs. 1 EUV) : Rechtsetzungskompetenzen der EU sind – auch wenn sie 
teilweise sehr breit formuliert sind – dennoch im EUV und im AEUV nach 
Politikbereichen geordnet und abschließend aufgezählt

• Kernbereiche des nationalen Verwaltungsrechts (solche, die den „Charakter“ 
und den „Stil“ der nationalen Verwaltungen, die Art und Weise der Erfüllung von 
Verwaltungsaufgaben sowie die Rolle und Einbindung des Bürgers in 
administrativen Entscheidungsprozessen prägen) werden mit der „nationalen 
Identität“ der Mitgliedstaaten (Art. 4 Abs. 2 EUV) in Verbindung gebracht, die 
EU-No-Go-Zones sein sollen 
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„Europäisierung des nationalen Verwaltungsrechts“ wird i.d.R als Unterthema 
des EU-Verwaltungsrechts behandelt: 

• Diskutiert werden die „Unionalisierung des nationalen Verwaltungsrechts“ 
durch Angleichung (Harmonisierung) nationalen Verwaltungsrechts und 
nationaler Verwaltungsstrukturen durch das Unionsrecht und ihre Grenzen

• Starke Betonung des Prinzips der begrenzten Einzelermächtigung (Art. 5 
Abs. 1 EUV) : Rechtsetzungskompetenzen der EU sind – auch wenn sie 
teilweise sehr breit formuliert sind – dennoch im EUV und im AEUV nach 
Politikbereichen geordnet und abschließend aufgezählt

• Kernbereiche des nationalen Verwaltungsrechts (solche, die den „Charakter“ 
und den „Stil“ der nationalen Verwaltungen, die Art und Weise der Erfüllung von 
Verwaltungsaufgaben sowie die Rolle und Einbindung des Bürgers in 
administrativen Entscheidungsprozessen prägen) werden mit der „nationalen 
Identität“ der Mitgliedstaaten (Art. 4 Abs. 2 EUV) in Verbindung gebracht, die 
EU-No-Go-Zones sein sollen (siehe hierzu § 6 B des Kurses)
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Zu den Kernbereichen des nationalen Verwaltungsrechts, die als besonders 
„achtenswert“ (also von „Unionalisierung“ verschonungsbedürftig) angesehen 
werden, werden gezählt

 (Staats- und) Verwaltungsorganisationsrecht (einschließlich öffentliches 
Dienstrecht, Haushaltsrecht und Privatisierungs[folge]recht sowie Organisation 
und Aufgaben der Kommunen) - siehe hierzu § 6 B und § 8 A II, B und C des 
Kurses

 Verwaltungsverfahrensrecht (einschließlich Vergaberecht und 
Handlungsformenlehre) – siehe hierzu § 9 A und B des Kurses

 Informationsfreiheitsrecht und Datenschutzrecht betreffend öffentlicher 
Stellen – siehe hierzu § 8 A V des Kurses

 Recht der Daseinsvorsorge - siehe hierzu § 8 A i und II und C II des Kurses

 Verwaltungsrechtsschutz, Staatshaftungsrecht und sonstige Formen der 
Verwaltungskontrolle – siehe hierzu § 9 C und § 10 des Kurses
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„Europäisierung des nationalen Verwaltungsrechts“ wird i.d.R als Unterthema 
des EU- Verwaltungsrechts behandelt: 

• Diskussion zu den Möglichkeiten und Grenzen der „Unionalisierung“ des 
mitgliedstaatlichen Verwaltungsrechts wird von einem „Grundsatz der 
institutionellen und verfahrensrechtlichen Autonomie der Mitgliedstaaten“ 
dominiert, jedoch bestehen sehr unterschiedliche Auffassungen hinsichtlich der 
Bedeutung und Funktion dieses Grundsatzes (siehe hierzu § 6 B des Kurses)

 baut auf einer Konzeption auf, die Unionsrecht und mitgliedstaatliches Recht 
als vertikal getrennte Rechtsebenen versteht (und mitgliedstaatliches Recht 
als grundsätzlich eher „statisch“)
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Charakteristika des Verwaltungsrechts der Europäischen Union:

• Unionsrechtliche „Referenzgebiete“ sind weitgehend von speziellen 
Fachverfahren geprägt, die v. a. für grenzüberschreitend tätigen 
Wirtschaftsunternehmen von Bedeutung sind und von hochspezialisierten 
Fachbehörden durchgeführt werden.

• „Alltägliche“ Verwaltungsangelegenheiten „normaler“ Leute in ihrem Verhältnis 
zu „normalen“ Staats- und Kommunalverwaltungen stehen nur in geringem 
Maße im Fokus des Unionsrechts (mit der bedeutsamen Ausnahme der EU-
Rechtsetzung zur Verwirklichung des „Raums der Freiheit, der Sicherheit und 
des Rechts“  - Art. 67 ff. AEUV)

• Verwaltungsrecht der EU befasst sich zu einem großen Teil mit 
Kompetenzfragen – insbesondere mit seinen Grenzen gegenüber dem 
Verwaltungsrecht der Mitgliedstaaten – und blendet damit die Funktionen des 
Verwaltungsrechts aus
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Wozu ist Verwaltungsrecht da?

• Ermächtigungs- und Bereitstellungsfunktion: Verwaltungsrecht stellt Verwal-
tung die Instrumente zur Verfügung, die sie zu einer effektiven und effizienten 
Erfüllung ihrer (von Gesetzgebung und Regierung definierten) Aufgaben benötigt, 
in dem sie von den Bindungen des für alle geltenden Privatrechts (im Sinne eines 
„droit commun“ oder „common law“) freigestellt und mit Befugnissen „öffentlicher 
Gewalt“ versehen wird, die besser zur Erfüllung ihrer Aufgaben geeignet sind als 
die nach Privatecht jedermann zustehenden Gestaltungsmöglichkeiten.

• Bürgerschützende und legitimierende Funktion: Verwaltungsrecht gewähr-
leistet Beachtung rechtstaatlicher und demokratischer Erfordernisse bei jeder 
Verwaltungsstätigkeit insbesondere durch teilweise sehr konkrete organisato-
rische und verfahrensrechtliche Vorgaben, die die „Allmacht“ der Verwaltung 
begrenzen.

• Beide Funktionen sind in allen europäischen Verwaltungsrechtsordnungen 
zumeist (noch) präsent, werden aber unterschiedlich gewichtet 

C. Harlow, in: Craig/de Búrca [Hrsg.], The Evolution of EU Law, 1999, S. 261, 263 ff.; 
Schmidt-Aßmann, Das Allg. VerwR als Ordnungsidee, 2. Aufl. 2004, Kap. 1/30 ff.
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Gedanke eines über das „Verwaltungsrecht der Europäischen Union“ 
hinausreichenden Europäischen Verwaltungsrechts:

• Ermittlung eines „gemeinsamen europäischen Verwaltungsrechts-Erbes“ aller 
europäischer Staaten als Reaktion auf ihre kollektiven historischen Erfahrungen 
mit guter und schlechter Verwaltung

• Welche Institute des Verwaltungsrechts lassen sich als Ausdruck normativer 
Erwartungen betreffend die Leistungsfähigkeit der bürgerschützenden und 
legitimierenden Funktion des Verwaltungsrechts einer rechtsstaatlichen 
Demokratie (in Europa) verstehen?

• Welche Institute des Verwaltungsrechts sind wesentliche „Bausteine“ einer 
rechtsstaatlich-demokratischen Rechtsordnung europäischer Prägung, weil sie 
sich als Instrument zur Gewährleistung „guter Verwaltung“ bewährt haben?
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Gedanke eines über das „Verwaltungsrecht der Europäischen Union“ 
hinausreichenden Europäischen Verwaltungsrechts:

Berücksichtigung der negativen historischen Erfahrungen aller europäischen 
Staaten (nicht nur der EU-Mitglieder)

• der absoluten Monarchien mit selbstherrlichen Verwaltungen (die die Entwicklung 
des Verwaltungsrechts im 19. Jahrhundert prägte)

• des Nationalsozialismus, der faschistischen Regimes und Militärdiktaturen in 
Südeuropa, Griechenland und der Türkei

• des Stalinismus und Kommunismus in den post-kommunistischen Ländern (aus 
der Sowjetunion hervorgegangene Staaten, Ostblockstaaten, aus Jugoslawien 
hervorgegangene Staaten, Albanien)

• der oft chaotischen und brutalen Zustände des Übergangs dieser früheren 
kommunistischen Länder in die Marktwirtschaft

• der aktuellen „Reformen“ neo-autoritärer (illiberaler) europäischer Regime in 
Russland, Türkei, Polen (?), Ungarn …

• Aktuelle Gefahren populistischer Regime und zunehmender Nicht-Akzeptanz 
bestehender staatlicher Strukturen (auch) in West-Europa
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Gedanke eines über das „Verwaltungsrecht der Europäischen Union“ 
hinausreichenden Europäischen Verwaltungsrechts:

Berücksichtigung der positiven historischen Erfahrungen aller europäischen 
Staaten (nicht nur der EU-Mitglieder) der gelungener Schaffung rechtsstaatlicher 
und demokratischer Zustände:

• in den etablierten west- und nordeuropäischen Demokratien

• des erfolgreichen „Institution-Buildings“ nach dem 2. Weltkrieg v. a. in 
Deutschland, aber auch in Österreich und Italien, in den 1970er Jahren in 
Portugal und Spanien, seit 1990 im Baltikum und in Mittel-, Ost- und 
Südosteuropa

• (in Zukunft hoffentlich) des erfolgreichen Wiederaufbaus der Ukraine

• (in Zukunft hoffentlich) der erfolgreichen Verhinderung/Umkehrung des 
Rückfalls in autoritäre Strukturen und der Negierung rechtsstaatlicher und 
demokratischer Grundwerte in großen Teilen der Gesellschaft aller 
europäischer Staaten
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Gedanke eines über das „Verwaltungsrecht der Europäischen Union“ 
hinausreichenden Europäischen Verwaltungsrechts:

Enge Verknüpfung mit der Diskussion

• über die Inhalte und Verfahren der Art. 2 und 7 EUV (hierzu z. B. Mitteilung der 
Kommission COM 2014 (158): Ein neuer EU-Rahmen zur Stärkung des 
Rechtsstaatsprinzips; Mitteilung der Kommission COM (2019)343 final: Die 
Stärkung der Rechtsstaatlichkeit in der Union – ein Konzept für das weitere 
Vorgehen

• über die Anforderungen für einen EU-Beitritt (siehe z. B. K. Nicolaidis/R. 
Kleinfeld, Rethinking Europe’s “Rule of Law” and Enlargement Agenda OECD 
Publishing, 2012 – Sigma Paper No. 49)

• über die Grenzen des Grundsatzes „gegenseitigen Vertrauens“ insbesondere 
bei der Verwaltungskooperation insbesondere im „Raum der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts“ (Art. 67 ff. AEUV)

• über die Aufgaben und die Rolle des Europarates und der EMRK bei der 
Sicherung und Gewährleistung einer rechtsstaatlichen Demokratie in seinen 46 
Mitgliedstaaten …

I. Begriffe und Gegenstände des Europäischen 
Verwaltungsrechts

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52014DC0158&qid=1540632193261&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52019DC0343&rid=1
https://www.oecd-ilibrary.org/docserver/5k4c42jmn5zp-en.pdf?expires=1540633376&id=id&accname=guest&checksum=4F6774E588F8D1C2886BFBD7124005D8


Konzept der „Europäischen Rechtsräume“ nach Armin von Bogdandy (ELJ 
22 (2016), 519, 529 ff. und JZ 2017, 589, 594 ff.): 

• Nach dem Konzept der „Europäischen Rechtsräume“ besteht der Kern des 
„Europäischen Rechtsraums“ aus der Gesamtheit der Territorien derjenigen 
EU-Mitgliedstaaten, die an allen EU-Politiken teilhaben. Hiermit überlappen 
verschiedene größere bzw. anders zugeschnittene „Europäische Rechts-
räume“, die jeweils aus den Territorien der EU Mitgliedstaaten und sonstiger 
europäischer Staaten bestehen, die nur an einzelnen EU-Politiken teilhaben 
(z. B. der Rechtsraum der Eurozone, der Rechtsraum aller Mitgliedstaaten der 
EU, der „Schengen-Raum“, der Rechtsraum des EWR usw.).

• Entgegen v. Bogdandy (ELJ 22 [2016], 519, 532 und JZ 2017, 589, 597) ist in 
das in das Konzept der „Europäischen Rechtsräume“ als äußerster Raum der 
„Rechtsraum des Europarates“ mit einzubeziehen, der die Gesamtheit der 
Territorien der 46 Mitgliedstaaten des Europarates umfasst.

I. Begriffe und Gegenstände des Europäischen 
Verwaltungsrechts



„Speyerer Verständnis“ der Bestandteile des Europäischen 
Verwaltungsrechts

• Recht der „EU-Eigenverwaltung“ (Verwaltungstätigkeit der Kommission, der 
anderen EU-Organe und der Agenturen)

• Recht des Vollzugs des EU-Rechts durch die Mitgliedstaaten sowie 
Vorgaben des EU-Rechts für den Vollzug nationalen Verwaltungsrechts

• Recht der Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten untereinander (ggf. unter 
Beteiligung der EU-Eigenverwaltung) – sog. Europäisches Verwaltungs-
kooperationsrecht oder Recht des Europäischen Verwaltungsverbundes

• Verwaltungsrecht des Europarates – paneuropäische allgemeine 
Rechtsgrundsätze guter Verwaltung

I. Begriffe und Gegenstände des Europäischen 
Verwaltungsrechts



Literatur zum Europarat:

Benoît-Rohmer/Klebes, Das Recht des Europarats: Auf dem Weg zu einem pan-
europäischen Rechtssystem, 2006

Schmahl/Breuer (Hrsg.), The Council of Europe – Its Law and Policies, 2017

Stelkens/Andrijauskaitė (Hrsg.), Good Administration and the Council of Europe: 
Law, Principles and Effectiveness, 2020

Wittinger, Der Europarat: Die Entwicklung seines Rechts und der „europäischen 
Verfassungswerte“, 2005

II. Einbeziehung des „Europaratsverwaltungsrechts“ in 
das Europäische Verwaltungsrecht



Literatur zum Europarat:

Kurze Einführungen zum Europarat, seinen Aufgaben, Organen, Handlungsformen 
und Aktivitäten 

• Classen, in: Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 9. Aufl. 2009,
S. 22 ff. (in späteren Auflagen nicht mehr enthalten).

• Uerpmann-Wittzack, in: Hatje/Müller-Graff (Hrsg.), Europäisches Organisations-
und Verfassungsrecht, 2. Aufl. 2022, § 36 Rn. 1 ff.

II. Einbeziehung des „Europaratsverwaltungsrechts“ in 
das Europäische Verwaltungsrecht



DFG-gefördertes Forschungsprojekt über „Evolution, Content, Functions, 
Effectiveness, and Enforcement of the Pan-European General Principles of Good 
Administration of the Council of Europe” 

II. Einbeziehung des „Europaratsverwaltungsrechts“ in 
das Europäische Verwaltungsrecht

https://gepris.dfg.de/gepris/projekt/274964159?language=en
http://www.reneual.eu/projects-and-publications/reneual-2-0?view=article&id=15&catid=2


Konzept der paneuropäischen allgemeinen Rechtsgrundsätze guten 
Verwaltung:

• Bezeichnet die Ergebnisse der Arbeit der Europarats-Organe und Einrichtungen 
sowie des EGMR im Bereich des (allgemeinen) Verwaltungsrechts

• Ergeben in einer Gesamtschau eine „Administrative Law Toolbox“ eines 
demokratischen Rechtsstaats in Europa

• Kein Rückgriff auf ein spezifisches Konzept von „guter Verwaltung“ oder „good
governance“ – Frage der Verbindlichkeit bleibt offen

Zur Entwicklung der Begriffe „Good Governance“ und „Good Administration“ und
ihrer Bedeutung für den Europarat: Venice Commission, Stocktaking on the notions 
of “good governance” and “good administration” – Study no 470/2008 (CDL-
AD(2011)009) of 8 April 2011

• Beschränkung auf den europäischen Rechtsraum (keine „globalen“ Ambitionen, 
Vermeidung der Diskussion über „Decolonializing comparative administrative 
law“)

II. Einbeziehung des „Europaratsverwaltungsrechts“ in 
das Europäische Verwaltungsrecht

https://www.venice.coe.int/webforms/documents/?pdf=CDL-AD(2011)009-e


“Phase 1” des Projekts (abgeschlossen)

• hat die Quellen der paneuropäischen allgemeinen 
Rechtsgrundsätze guter Verwaltung, ihren 
Anwendungsbereich und ihre Themen analysiert

• untersuchte auf Grundlage von Berichten aus 28 
Mitgliedstaaten des Europarates die 
Harmonisierungswirkung der paneuropäischen 
allgemeinen Rechtsgrundsätze guter Verwaltung, d. h. 
ihre „Effektivität“

• Beinhaltet ‘overall assessment’ of the effectiveness of
the CoE work in the realm of administrative law‘ 
(‘Chapter 31’)

In der laufenden "Phase 2" des Projekts soll ein "Referenzrahmen" paneuro-
päischen allgemeinen Rechtsgrundsätze guter Verwaltung entwickelt werden, der 
die in Artikel 3 der Satzung des Europarats niedergelegten normativen 
Erwartungen an das Verwaltungsrecht der Mitgliedstaaten des Europarats 
widerspiegelt

II. Einbeziehung des „Europaratsverwaltungsrechts“ in 
das Europäische Verwaltungsrecht



Projektbezogene Publikationen zu „Phase 1“ des Projekts:

• U. Stelkens/A. Andrijauskaitė (Hrsg.), Good Administration and the Council of
Europe: Law, Principles and Effectiveness, 2020

• Zusammenfassung der Forschungsergebnisse und Methoden der „Phase 1“: U. 
Stelkens/A. Andrijauskaitė, EU Law Live Weekend Edition No. 30/2020

• U. Stelkens, in: Auby/Dutheil de la Rochère (Hrsg.), Traité de droit administratif 
européen, 2022, S. 667 – 698

• U. Stelkens, VerwArch 112 (2021), S. 309 – 343

• U. Stelkens, in: G. della Cananea, M. Andenas (eds.), Judicial Review of 
Administration in Europe - Procedural Fairness and Propriety, 2021, S. 21 - 33

• U. Stelkens, in: Stelkens/Bonk/Sachs (Hrsg.), VwVfG, 10. Aufl. 2023, EuR Rn. 1 
bis 35

II. Einbeziehung des „Europaratsverwaltungsrechts“ in 
das Europäische Verwaltungsrecht

https://www.researchgate.net/publication/341549074_Good_Administration_and_the_Council_of_Europe_Law_Principles_and_Effectiveness
https://issuu.com/eulawlive/docs/weekend_edition_30


Projektbezogene Publikationen zu „Phase 2“ des Projekts:

• U. Stelkens, The Pan-European General Principles of Good Administration 
Framework - Materials for ‘Phase 2’ of the Project 
(http://www.reneual.eu/projects-and-publications/reneual-2-
0?view=article&id=15&catid=2#II).

• A. Andrijauskaitė, The Principles of Administrative Punishment under the ECHR 
(Diss Vilnius University und Universität Speyer, 2022), 365 S.

• A. Andrijauskaitė, 'The Principle of Legality and Administrative Punishment 
under the ECHR: A Fused Protection', (2020) 13 REALaw, 33 – 51

• A Jacquemet-Gauché/U. Stelkens (Hrsg.), Dossier: Le principe de lègalité en
droit administrative compare, RFDA 2022, 199 – 257

II. Einbeziehung des „Europaratsverwaltungsrechts“ in 
das Europäische Verwaltungsrecht

http://www.reneual.eu/projects-and-publications/reneual-2-0?view=article&id=15&catid=2#II
https://dopus.uni-speyer.de/frontdoor/index/index/searchtype/authorsearch/author/Agne+Andrijauskaite/start/12/rows/10/docId/5881
https://www.uitgeverijparis.nl/en/reader/209098/1001523621
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B) Grundlagen und Gegenstand der Tätigkeit des 
Europarats und seine Verknüpfungen mit der 
Europäischer Union



• 5. Mai 1949: Vertrag von London (Satzung des Europarates): Unterzeichnung der 
Satzung des Europarates von Belgien, Dänemark, Frankreich, Irland, Italien, 
Luxemburg, Niederlande, Norwegen, Schweden, Vereinigtes Königreich

• Zwischen 1949 und 1970 sind beigetreten: Griechenland (Mitgliedschaft 
suspendiert zwischen 1969 bis 1974), Island, Türkei (Probleme zwischen 1981 –
1984), Bundesrepublik Deutschland, Österreich, Zypern, Schweiz, Malta

• 1976: Portugal; 1977: Spanien (nach Ende ‚Estado Novo‘ (Salazar) bzw. Franco-
Diktatur)

• 1978 – 2004: Beitritt aller europäischen Kleinststaaten (mit Ausnahme des Vati-
kans): Liechtenstein (1978), San Marino (1988), Andorra (1994), Monaco (2004)

• 1989: Finnland
• seit 1990: Beitritt aller europäischen Staaten der ex-Sowjetunion (mit Ausnahme 

von Belarus), des früheren Ostblocks, ex-Jugoslawiens (mit Ausnahme Kosovo) 
und Albanien

• Russland trat dem Europarat 1996 bei, seine Mitgliedschaft wurde jedoch zum 
16.3.2022 nach Art. 8 SCoE wegen des Überfalls auf die Ukraine beendet 
(Resolution CM/Res(2022)2); hierzu Delebarre, Revue de l’Union européenne
2022, 581 ff.; Schmahl NVwZ 2022, 595 ff.

I. Mitgliedstaaten des Europarates

https://de.wikipedia.org/wiki/Estado_Novo_(Portugal)
https://de.wikipedia.org/wiki/Franquismus
https://www.coe.int/en/web/moscow/-/resolution-cm-res-2022-2-on-the-cessation-of-the-membership-of-the-russian-federation-to-the-council-of-europe


I. Mitgliedstaaten des Europarates

Ausschluss 2022

https://de.wikipedia.org/wiki/Europarat#Mitglieder


Tätigkeitsfelder des Europarates umfassen nach Art. 1 Abs. a der Satzung des 
Europarates (SCoE) – (nächste Folie)
• Herstellung einer engere Verbindung zwischen seinen Mitgliedern zum Schutze 

und zur Förderung der Ideale und Grundsätze, die ihr gemeinsames Erbe bilden
• Förderung des wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts
• nicht: Verteidigung

Der Europarat kennt damit 
• kein Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung. 
• Art. 1 Abs. d SCoE schließt nur die Verteidigung aus seiner Zuständigkeit aus, so 

dass jede sonstiger Politikbereich vom Tätigkeitsfeld des Europarats umfasst ist
• Soweit das Recht des Europarates Auswirkungen auf das nationale Recht hat, 

betrifft es somit jede staatliche Tätigkeit, auch solche Bereiche, in denen die EU 
nicht tätig sein kann

• Europarat entwickelt sich jedoch immer mehr zu einer Spezialorganisation für 
die großen gemeineuropäischen Werte: Menschenrechte, rule of law und 
Demokratie

II. Tätigkeitsfelder des Europarates



II. Tätigkeitsfelder des Europarates

Statute of the Council of Europe

Article 1

a) The aim of the Council of Europe is to achieve a greater unity between its 
members for the purpose of safeguarding and realising the ideals and 
principles which are their common heritage and facilitating their economic 
and social progress. 

b) This aim shall be pursued through the organs of the Council by discussion of 
questions of common concern and by agreements and common action in
economic, social, cultural, scientific, legal and administrative matters and in the 
maintenance and further realisation of human rights and fundamental 
freedoms. 

c) Participation in the Council of Europe shall not affect the collaboration of its 
members in the work of the United Nations and of other international 
organisations or unions to which they are parties. 

d) Matters relating to national defence do not fall within the scope of the Council of 
Europe. 

http://www.coe.int/fr/web/conventions/full-list/-/conventions/rms/0900001680306052


Art. 10 ff. Statute of the Council of Europe (SCoE)

• Ministerkomitee: Ein Vertreter und eine Stimme pro Mitgliedstaat

• Parlamentarische Versammlung (Beratende Versammlung): 318 Abgeordnete 
(und 318 Vertreter) aus den nationalen Parlamenten der Mitgliedstaaten. Die 
Zahö der Abgeordneten und ihrer Stimmen hängt von der Größe des 
Mitgliedstaates ab (zwischen 2 und 18 Stimmen)

• Generalsekretär: für fünf Jahre ernannt  von der Parlamentarischen 
Versammlung auf Vorschlag des Ministerkomitees – Leiter der Verwaltung des 
Europarates

Weitere Komitees, Ausschüsse und Einrichtungen (Art. 17 SCoE) z. B… 
• Venice Commission
• Congress of Local and Regional Authorities
• Group of States against Corruption (GRECO)
• Commissioner for Human Rights
• …

III. Organe und andere Einrichtungen des Europarates

http://www.coe.int/fr/web/conventions/full-list/-/conventions/rms/0900001680306052
https://www.coe.int/en/web/cm
https://pace.coe.int/en/
https://www.coe.int/en/web/secretary-general/home
https://www.venice.coe.int/WebForms/pages/?p=01_Presentation&lang=DE
https://www.coe.int/en/web/congress/home
https://www.coe.int/en/web/congress/home
https://www.coe.int/en/web/commissioner


IV. Instrumente des Europarates

1. Europaratskonventionen (Art. 15 Abs. a SCoE)
2. Empfehlungen des Ministerkomitees des Europarates (Art. 15 Abs. b 

SCoE)
3. Sonstige Aktivitäten des Europarates

Statute of the Council of Europe
Article 15 

a) On the recommendation of the Consultative Assembly or on its own initiative, 
the Committee of Ministers shall consider the action required to further the aim of 
the Council of Europe, including the conclusion of conventions or agreements 
and the adoption by governments of a common policy with regard to particular 
matters. Its conclusions shall be communicated to members by the Secretary 
General. 
b) In appropriate cases, the conclusions of the Committee may take the form of 
recommendations to the governments of members, and the Committee may 
request the governments of members to inform it of the action taken by them with 
regard to such recommendations.

http://www.coe.int/fr/web/conventions/full-list/-/conventions/rms/0900001680306052


• Ministerkomitee legt (nach ggf. umfassenden Aushandlungs- und 
Vorbereitungsprozessen) den endgültigen Text der Konvention fest

• anschließend wird die Konvention aber zur Zeichnung durch die Mitgliedstaaten 
des Europarates aufgelegt

• Europaratskonventionen treten erst in Kraft, wenn sie von einer (in der 
Konvention vorgesehenen) hinreichenden Anzahl von Mitgliedstaaten ratifiziert 
worden sind

• Europaratskonventionen sind damit keine Rechtsakte des Europarates (der auch 
nicht Vertragspartei ist), sondern verdanken – als „normale“ völkerrechtliche 
Verträge – ihre Existenz der Zustimmung der Staaten, die Vertragsparteien 
werden

• Auflistung aller Europaratskonventionen mit weiteren Informationen auf der 
Webseite des ‚Treaty Office‘ des Europarates.

• Dort auch weitere Informationen zu Europaratskonventionen und ihrer 
Umsetzung

1. Europaratskonventionen (Art. 15 Abs. a SCoE)

https://www.coe.int/en/web/conventions/home


• Vollständige Liste der bisher zur Unterzeichnung
aufgelegten Europaratskonventionen

• Authentische Texte aller Konventionen sind 
Englisch und Französisch

• Alle Europaratskonventionen wurden bis 2004 in 
der European Treaty Series (ETS), seit 2004 in der  
"Council of Europe Treaty Series" (CETS) 
veröffentlicht (die Nummern sind durchlaufend) –
sie werden i.d.R. auch mit ihrer jeweiligen ETS bzw. 
CETS-Nummer zitiert und identifiziert

• siehe auch zu eher technischen Fragen: The Treaty 
Office Practical Guide (September 2020)

• Themen der Europaratskonventionen spiegeln weite Zuständigkeit des 
Europarates wieder (Menschenrechtsschutz, Minderheitenschutz, Umwelt-, 
Tier- und Kulturgüterschutz, grenzüberschreitende Zusammenarbeit, etc.)

1. Europaratskonventionen (Art. 15 Abs. a SCoE)

https://www.coe.int/en/web/conventions/full-list
https://rm.coe.int/16809fce94
https://rm.coe.int/16809fce94


Empfehlungen des Ministerkomitees des Europarates :

• stellen Richtlinien für Politik und Gesetzgebung der Mitgliedstaaten auf. 

• empfehlen nicht nur „Minimallösungen“, sondern z. T. ausgefeilte Regelungen 
als Ergebnis eines „wertenden Rechtsvergleichs“

• folgen in ihrem Aufbau i. d. R. einem einheitlichen Muster: Auf den bündigen Text 
der Empfehlung folgt als Annex der eigentliche inhaltlichen Teil, der teilweise 
durch ein „Explanatory Memorandum“ erläutert wird.

• im Rahmen der Resolution werden die Mitgliedstaaten aufgefordert, die 
notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um ihre innerstaatlichen Vorschriften den 
in der Empfehlung enthaltenen Grundlinien anzupassen

• sind als Soft Law nicht bindend, folgen aber einem ‚comply or explain‘ Ansatz 
und haben eine gewisse „moralische Autorität“

• sind über Jahre kaum zugänglich gewesen, mittlerweile jedoch weitgehend 
(nicht immer mit Explanatory memorandum) mit gewöhnungsbedürftiger 
Suchfunktion auffindbar unter https://www.coe.int/en/web/cm/adopted-texts

2. Empfehlungen des Ministerkomitees des Europarates 
(Art. 15 Abs. b SCoE)

https://www.coe.int/en/web/cm/adopted-texts


Zur Bindungswirkung der Empfehlungen des Ministerkomitees des Europarates für 
die Mitgliedstaaten und ihrer „innerstaatlichen Wirkung“:

• Ailincai, in: Iliopoulos-Strangas/Flauss (Hrsg.), Das soft law der europäischen 
Organisationen (SIPE 7), 2012, S. 83 ff.

• Jung, in: Bröhmer u. a. (Hrsg.), Der Staat im Recht - Festschrift für Georg Ress, 
2005, S. 519 ff.

• Polankiewicz, in: Iliopoulos-Strangas/Flauss (Hrsg.), Das soft law der 
europäischen Organisationen (SIPE 7), 2012, S. 167 ff.

• U. Stelkens/A. Andrijauskaitė, in: U. Stelkens/A. Andrijauskaitė (Hrsg.), Good 
Administration and the Council of Europe: Law, Principles and Effectiveness, 
2020, Rn. 1.07 f.

• Uerpmann-Wittzack, in: Breuer u. a. (Hrsg.), Der Staat im Recht- Festschrift für 
Eckart Klein, 2013, S. 939 ff.

• Wittinger, Der Europarat: Die Entwicklung seines Rechts und der „europäischen 
Verfassungswerte“, 2005, S. 202 ff. 

2. Empfehlungen des Ministerkomitees des Europarates 
(Art. 15 Abs. b SCoE)



Umfassende Berichts-, Evaluations- und Monitoringaktivitäten

• der Organe des Europarats

• der auf Grundlage des Art. 17 SCoE errichteten sonstigen Komitees, 
Ausschüsse und Beauftragter wie z. B. Venedig-Kommission, Kongress der 
Gemeinden und Regionen, GRECO

• der auf Grundlage von Europaratskonventionen errichteten Ausschüsse und 
Gremien (z. B. European Committee of Social Rights)

Hinzu tritt

• Rechtsprechung des auf Grundlage der Art. 19 ff. EMRK errichteten 
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (hierzu § 3 C des Kurses)

Das alles findet sich auf den (nicht sehr übersichtlichen, sich ständig ändernden) 
Webseiten des Europarates (www.coe.int).

Sonstige Aktivitäten dienen v. a. der Konkretisierung der sich aus der Satzung des 
Europarats und den einzelnen Europaratskonventionen Verpflichtungen sowie der 
Empfehlungen des Ministerkomitees

3. Sonstige Aktivitäten des Europarates

https://www.venice.coe.int/WebForms/pages/?p=01_Presentation&lang=DE
https://www.coe.int/en/web/congress/home
https://www.coe.int/en/web/greco
https://www.coe.int/en/web/european-social-charter/european-committee-of-social-rights
http://www.coe.int/


V. Grundwerte des Europarates und ihre Durchsetzung

Statute of the Council of Europe

Art. 3. Every member of the Council of Europe must accept the principles of 
the rule of law and of the enjoyment by all persons within its jurisdiction of 
human rights and fundamental freedoms, and collaborate sincerely and 
effectively in the realisation of the aim of the Council as specified in Chapter I.

Art. 4. Any European State which is deemed to be able and willing to fulfil the 
provisions of Article 3 may be invited to become a member of the Council of 
Europe by the Committee of Ministers. Any State so invited shall become a 
member on the deposit on its behalf with the Secretary General of an instrument 
of accession to the present Statute.

Art 8. Any member of the Council of Europe which has seriously violated Article 
3 may be suspended from its rights of representation and requested by the 
Committee of Ministers to withdraw under Article 7. If such member does not 
comply with this request, the Committee may decide that it has ceased to be a 
member of the Council as from such date as the Committee may determine.

http://www.coe.int/fr/web/conventions/full-list/-/conventions/rms/0900001680306052


Art. 3 SCoE umfasst nach heutiger Lesart

• Allgemeine Rechtsstaatsgrundsätze (rule of law = préeminence du droit) –
nächste Folien)

• Menschenrechte und Grundfreiheiten (jedenfalls in dem Sinne der EMRK 
von 1950 und der Protokolle der EMRK, die von anderen Mitgliedstaaten des 
Europarates unterzeichnet wurden).

• Allgemeine Demokratiegrundsätze (auch wenn nicht ausdrücklich in Art. 3 
SCoE erwähnt) – wird konkretisiert durch das Compendium of the Most 
Relevant Council of Europe Texts in the Area of Democracy 
(CDDG(2016)Compendium) v. 20.6.2016) – siehe in diesem Zusammenhang 
auch Recommendation CM/Rec(2023)5 of the Committee of Ministers to 
member States on the principles of good democratic governance

V. Grundwerte des Europarates und ihre Durchsetzung

https://rm.coe.int/16806b5f2c
https://search.coe.int/cm/pages/result_details.aspx?objectid=0900001680abeb87


Idee der Entwicklung eines Europarats-Rechtsstaatskonzepts:

118. Sitzung des Ministerkomitees in Straßburg, 7. 5. 2008, Communiqué 
(CM[2008]47 final)

„The Ministers reaffirmed the importance of the rule of law for consolidating 
democracy and the respect for human rights. The Council of Europe’s activities in 
the field of the rule of law, in particular on the legal framework for, and 
organisation of, a democratic state, the independence and overall functioning of 
justice and citizen’s security, will continue to receive high priority. The Ministers 
[…] and asked their Deputies to examine how full use can be made of the 
Council of Europe’s potential in enhancing the rule of law and good 
governance and report back on the occasion of the handover of the 
chairmanship of the Committee of Ministers from Sweden to Spain in November 
2008 “ 

V. Grundwerte des Europarates und ihre Durchsetzung

https://wcd.coe.int/ViewDoc.jsp?Ref=CM(2008)47&Language=lanEnglish&Ver=final


Idee der Entwicklung eines Europarats-Rechtsstaatskonzepts:

• The Council of Europe and rule of law – an overview CM(2008)170 v.  21.11. 
2008 (Bericht des Generalsekretariats des Europarates)

• Resolution N°3 on Council of Europe action to promote the rule of law of 29. 
Council of Europe Conference of Ministers of Justice, Tromsø (Norway), June 
2009 (MJU-29 (2009) RESOL. 3 E) 9

• Report on the Rule of Law, Adopted by the Venice Commission at its 86th

plenary session (Venice, 25-26 March 2011) - CDL-AD(2011)003rev

• Venice Commission, Rule of Law Checklist (CDL-AD(2016)007) of 18. March 
2016 (Fortsetzung nächste Folie)

“5. Acknowledging with appreciation the initiative taken in 2008 by the Swedish 
Chairmanship of the Committee of Ministers of the Council of Europe to make 
better use of the Council of Europe’s potential in enhancing the rule of law, and 
referring to the document “The Council of Europe and the rule of law” (CM 
(2008) 170 of 21 November 2008) which has been prepared in this context”

V. Grundwerte des Europarates und ihre Durchsetzung

https://wcd.coe.int/ViewDoc.jsp?Ref=CM(2008)170&Language=lanEnglish&Ver=original&Site=CM&BackColorInternet=C3C3C3&BackColorIntranet=EDB021&BackColorLogged=F5D383
http://rm.coe.int/CoERMPublicCommonSearchServices/DisplayDCTMContent?documentId=0900001680694555
http://www.venice.coe.int/webforms/documents/default.aspx?pdffile=CDL-AD(2011)003rev-e
https://www.venice.coe.int/webforms/documents/?pdf=CDL-AD(2016)007-e


Idee der Entwicklung eines Europarats-Rechtsstaatskonzepts:

Venice Commission, Rule of Law Checklist (CDL-AD(2016)007) of 18. March 2016

• endorsed by the „Ministers’ Deputies“ at the 1263th Meeting (6-7 September 
2016)

• endorsed by Resolution 408 (2016) of the Congress of Local and Regional 
Authorities of the Council of Europe at its 31st Session (19-21 October 2016)

• endorsed by Resolution 2187 (2017) of the Parliamentary Assembly on 11 
October 2017

Hierzu Fuchs, EuGRZ 2018, 237 ff.; Mauri, The Contribution of the Venice 
Commission to the Strengthening of the Rule of Law in Europe (Diss. Université
Cote d’Azur (2021); Polakiewicz/Kirchmayr, in v. Bogdandy/ Bogdanowicz
Canor/Grabenwarter/Taborowski/Schmidt (Hrsg.), Defending Checks and Balances 
in EU Member States, 2021, S. 361, 363 ff.

V. Grundwerte des Europarates und ihre Durchsetzung

https://www.venice.coe.int/webforms/documents/?pdf=CDL-AD(2016)007-e
https://search.coe.int/cm/Pages/result_details.aspx?ObjectId=09000016806a22ad
https://search.coe.int/congress/Pages/result_details.aspx?ObjectId=090000168071a9c4
http://semantic-pace.net/tools/pdf.aspx?doc=aHR0cDovL2Fzc2VtYmx5LmNvZS5pbnQvbncveG1sL1hSZWYvWDJILURXLWV4dHIuYXNwP2ZpbGVpZD0yNDIxMyZsYW5nPUVO&xsl=aHR0cDovL3NlbWFudGljcGFjZS5uZXQvWHNsdC9QZGYvWFJlZi1XRC1BVC1YTUwyUERGLnhzbA==&xsltparams=ZmlsZWlkPTI0MjEz
https://theses.hal.science/tel-03369681


Problem der Durchsetzung der Grundwerte des Europarats gegenüber „illiberal“ 
gewordenen oder nie wirklich liberal gewordenen Mitgliedstaaten

• zu Russland: Fleig-Goldstein, Columbia Journal of Transnational Law 56 
(2017), 172, 190 ff.; Henderson, EPL 24 (2018), 393, 401 ff.; Mälksoo/ Benedek
(Hrsg.), Russia and the European Court of Human Rights (2018)

• zur Türkei: Jousten/Bouhon, RTDH 129 (2022), 29 ff.; Kabloğlu/Palluel, RTDH
113 (2018), 5 ff.; Polzin, ZaöRV 78 (2018), 635 ff.

• zu Aserbaidschan: Engel, EuGRZ 2018, 353 ff.

„Sanktionssystem“ des Art. 8 SCoE lässt es zu, dass Mitgliedstaaten, die 
Grundwerte des Art. 3 SCoE nicht mehr respektieren, nicht ausgeschlossen werden 
müssen, sondern Mitglied bleiben können

• Ausschluss aus Europarat führt auch zur Abschaffung des Menschenrechts-
schutzes nach EMRK (vgl. Art. 58 Abs. 3 EMRK – hierzu Mantilla Blanco, 
VerfBlog, 2022/4/05)

• Solange Mitgliedschaft besteht, müssen insbesondere die finanziellen und 
organisatorischen Verpflichtungen weiter erfüllt werden.

V. Grundwerte des Europarates und ihre Durchsetzung

https://verfassungsblog.de/a-backdoor-exit-from-the-european-convention-on-human-rights/


VI. Europarat und Europäische Union

1. Institutionelle Verknüpfungen zwischen Europarat und Europäischer 
Union

2. Verknüpfung der Grundwerte des Europarats und der Europäischen Union

3. Verknüpfung des Grundrechtsschutzes des Europarats und der 
Europäischen Union



Art. 220 AEUV

(1) Die Union betreibt jede zweckdienliche Zusammenarbeit mit den Organen der 
Vereinten Nationen und ihrer Sonderorganisationen, dem Europarat, der 
Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa und der Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung.

Die Union unterhält ferner, soweit zweckdienlich, Beziehungen zu anderen 
internationalen Organisationen.

(2) Die Durchführung dieses Artikels obliegt dem Hohen Vertreter der Union für 
Außen- und Sicherheitspolitik und der Kommission.

1. Institutionelle Verknüpfungen zwischen Europarat und 
Europäischer Union

Hierzu Kloth, EuR - Beiheft 2/2012, 155 ff.; Polakiewicz/Sandvig, in: Schroeder 
(Hrsg), Strengthening the Rule of Law in Europe, 2016, S. 115, 130 ff.; Uerpmann-
Wittzack, in: Hatje/Müller-Graff (Hrsg.), Europäisches Organisations- und 
Verfassungsrecht, 2. Auf. 2022, § 39 Rn. 71 ff.



Art. 220 AEUV wird konkretisiert durch:

• Briefwechsel zwischen dem Europarat und der Europäischen Gemeinschaft über 
eine Verbesserung und Intensivierung der Zusammenarbeit

• Memorandum of Understanding between the Council of Europe and the EU v. 11. 
5. 2007: 

Nr. 10 der Präambel des Memorandum of Understanding:

„The Council of Europe will remain the benchmark for human rights, the rule of law 
and democracy in Europe”

1. Institutionelle Verknüpfungen zwischen Europarat und 
Europäischer Union

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:21987A0926(01):DE:HTML
https://eeas.europa.eu/delegations/council-europe/6983/memorandum-understanding-between-council-europe-and-european-union_en


Art. 3 SCoE
Every member of the Council of Europe 
must accept the principles of the rule 
of law and of the enjoyment by all 
persons within its jurisdiction of 
human rights and fundamental 
freedoms, and collaborate sincerely 
and effectively in the realisation of the 
aim of the Council as specified in 
Chapter I.
.

Art. 2 EUV 
Die Werte, auf die sich die Union grün-
det, sind die Achtung der Menschen-
würde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit, 
Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung der 
Menschenrechte einschließlich der 
Rechte der Personen, die Minderheiten 
angehören. Diese Werte sind allen 
Mitgliedstaaten in einer Gesellschaft 
gemeinsam, die sich durch Pluralismus, 
Nichtdiskriminierung, Toleranz, 
Gerechtigkeit, Solidarität und die 
Gleichheit von Frauen und Männern 
auszeichnet.

Einheitliches europäisches Rechtsstaatsprinzip und gemeinsame Grundwerte?

2. Verknüpfung der Grundwerte des Europarats und der 
Europäischen Union



Zur aufeinander aufbauenden gemeinsamen Entwicklung eines Rechtsstaats und 
Demokratiekonzept durch Europarat (Venedig-Kommission) und EU 
• Report on the Rule of Law, Adopted by the Venice Commission at its 86th

plenary session (Venice, 25-26 March 2011) - CDL-AD(2011)003rev
• K. Nicolaidis/R. Kleinfeld, Rethinking Europe’s “Rule of Law” and Enlargement 

Agenda OECD Publishing, 2012 – Sigma Paper No. 49
• Mitteilung COM(2014)158 final  „Ein neuer EU-Rahmen zur Stärkung des 

Rechtsstaatsprinzips“
• Venice Commission, Rule of Law Checklist (CDL-AD(2016)007) of 18. March 

2016
• Mitteilung COM(2019)343 final „Die Stärkung der Rechtsstaatlichkeit in der 

Union Ein Konzept für das weitere Vorgehen“
• Mitteilung COM(2020)580 final „Bericht über die Rechtsstaatlichkeit 2020 – Die 

Lage der Rechtsstaatlichkeit in der Europäischen Union“ und Länderberichte

Andriantsimbazovina, CdE 47 (2011), 767, 774 ff.; v. Bogdandy/Ioannidis, CML Rev. 
51 (2014), 59, 68 ff.; E. Carpano, État de droit et droits européens, 2005, 277 ff.; 
Fuchs, EuGRZ 2018, 237 ff.; Kochenov/Pech/Platon, RTDeur 2015, 689, 704 ff.

2. Verknüpfung der Grundwerte des Europarats und der 
Europäischen Union

http://www.venice.coe.int/webforms/documents/default.aspx?pdffile=CDL-AD(2011)003rev-e
https://www.oecd-ilibrary.org/docserver/5k4c42jmn5zp-en.pdf?expires=1540633376&id=id&accname=guest&checksum=4F6774E588F8D1C2886BFBD7124005D8
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52014DC0158&qid=1540632193261&from=DE
https://www.venice.coe.int/webforms/documents/?pdf=CDL-AD(2016)007-e
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52019DC0343&qid=1574768978986&from=DE
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/communication_2020_rule_of_law_report_de.pdf
https://ec.europa.eu/info/publications/2020-rule-law-report-communication-and-country-chapters_de


Art. 6 Abs. 2 und 3 EUV

(2)   Die Union tritt der Europäischen Konvention zum Schutz der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten bei. Dieser Beitritt ändert nicht die in den 
Verträgen festgelegten Zuständigkeiten der Union.

(3)   Die Grundrechte, wie sie in der Europäischen Konvention zum Schutz der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten gewährleistet sind […], sind als 
allgemeine Grundsätze Teil des Unionsrechts.

3. Verknüpfung des Grundrechtsschutzes des Europarats 
und der Europäischen Union



Zum gescheiterten Beitritts der EU zur EMRK: EuGH, Gutachten 2/13 v. 18.12.2014 
zum Beitrittsvertragsentwurf vom Juni 2013

Hierzu (kritisch): Benoît-Rohmer, RTDeur. 2015, 593 ff.; Breuer, EuR 2015, 330 ff.; 
Coutron, RDP 2015, 1383, 1386 ff.; Dubout, Cahiers de droit européen 2015, 73 ff.; 
Editorial Comments, CML Rev. 52 (2015) 1, ff.; Gaudin, AJDA, 2015, 1079 ff.; Jacqué, 
Cahiers de droit européen 2015, 19 ff.; Labayle/Sudre, rfda 2015, 3 ff.; Malenovský, 
R.G.D.I.P. 2015, 705 ff.; Pernice, Cahiers de droit européen 2015, 47 ff.; Spaventa MJ 22 
(2015), 35 ff.; Toda, DÖV 2016, 12 ff.; Tomuschat, EuGRZ 2015, 133 ff.; Wendel, NJW 
2015, 921 ff.; de Witte/Imamović, E.L. Rev. 49 (2015), 683 ff.

Zur weiteren Entwicklung: 

Callewaert, CML Rev. 55 (2018), 1685 ff.; Gaudin, RTDEur 2022, 27 ff.; Jacqué,
Rev. trim. dr. h. 127 (2021), 526 ff.; Lenaerts, CML Rev. 54 (2017), 805 ff.

3. Verknüpfung des Grundrechtsschutzes des Europarats 
und der Europäischen Union

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:62013CV0002&qid=1445430630934&from=DE


Charta der Grundrechte der Europäischen Union

Artikel 52
Tragweite und Auslegung der Rechte und Grundsätze

(1) bis (2) […].

(3) Soweit diese Charta Rechte enthält, die den durch die Europäische 
Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten garantierten 
Rechten entsprechen, haben sie die gleiche Bedeutung und Tragweite, wie sie 
ihnen in der genannten Konvention verliehen wird. Diese Bestimmung steht dem 
nicht entgegen, dass das Recht der Union einen weiter gehenden Schutz 
gewährt.

Verhältnis der Rechte der EMRK zu den Grundrechten der Charta:

Hierzu z. B. EuGH (GK), C-511/18 u. a. v. 6.10.2020, Rn. 124 ff. - La Quadrature 
du Net

3. Verknüpfung des Grundrechtsschutzes des Europarats 
und der Europäischen Union

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:62018CJ0511&from=DE


Indirekte Bindung der EU an EMRK nach der Rechtsprechung des EGMR

• EGMR (GK), Urt. v. 30. 6. 2005 - 45036/98 - Rn. 160 ff. – Bosphorus/Irland;

• EGMR, Urt. v. 16.12.2012 – 12323/11 – Rn. 105 ff. – Michaud/Frankreich

• EGMR (GK), Urt. v.  23.5.2016 - 17502/07 - Rn. 101 ff., 113 ff. –
Avontiņš/Lettland

• EGMR, Urt v. 25.3.2021 – 40324/16 u. 12623/17 Rn. 96 ff., 112 ff., 130 ff. –
Bivolaru u. Moldovan/Frankreich

 Grundsätzliche Verantwortung der EU-Mitgliedstaaten auch für Beachtung 
von EMRK-Standards durch die EU nach Rechtsprechung des EGMR

 EU-Mitgliedschaft entbindet EU-Mitgliedstaaten nicht von ihrer Bindung an 
die EMRK, selbst dann, wenn sie zwingendes EU-Recht vollziehen 
(zusammenfassend hierzu Callewaert, CMLRev 55 [2018], 1685 [1711 ff.]). 

3. Verknüpfung des Grundrechtsschutzes des Europarats 
und der Europäischen Union

http://hudoc.echr.coe.int/sites/eng/pages/search.aspx?i=001-69564
http://hudoc.echr.coe.int/sites/eng/pages/search.aspx?i=001-115377
https://hudoc.echr.coe.int/eng#%7B%22itemid%22:%5B%22001-163114%22%5D%7D
https://hudoc.echr.coe.int/fre#%7B%22languageisocode%22:%5B%22FRE%22%5D,%22appno%22:%5B%2240324/16%22,%2212623/17%22%5D,%22documentcollectionid2%22:%5B%22CHAMBER%22%5D,%22itemid%22:%5B%22001-208760%22%5D%7D


Trotz Art. 6 Abs. 3 EUV und Art. 52 Abs. 2 GRCh ist ständige Rechtsprechung 
des EuGH:

So etwa EuGH (GK), C-617/10 v. 26.2.2013, Rn. 44 - Åkerberg Fransson; EuGH, 
C-398/13 P, Rn. 45 f. - Inuit Tappiriit; EuGH (GK), C-601/15 PPU v. 15.2.2016, 
Rn. 45 (J. N.) ; EuGH (GK), C-203/15, C-698/15 v. 21.12.2016 Abs. 127 – Tele 2 
Sverige AB; EuGH (GK), C-426/16, Rn. 40 - Liga van Moskeeën en Islamitische 
Organisaties Provincie Antwerpen VZW; EuGH (GK), C-537/16 v. 20.3.2018, Rn. 
24 – Garlson Real Estate SA in Liquidation; EuGH (GK), C-311/18 v. 16.7.2020, 
Rn. 97 ff. - Schrems II

„Es ist darauf hinzuweisen, dass die EMRK – auch wenn die durch sie 
anerkannten Grundrechte, wie Art. 6 Abs. 3 EUV bestätigt, als allgemeine 
Grundsätze Teil des Unionsrechts sind und nach Art. 52 Abs. 3 der Charta die 
darin enthaltenen Rechte, die den durch die EMRK garantierten Rechten 
entsprechen, die gleiche Bedeutung und Tragweite haben, wie sie ihnen in der 
EMRK verliehen werden –, solange die Union ihr nicht beigetreten ist, kein 
Rechtsinstrument darstellt, das formell in die Unionsrechtsordnung 
übernommen worden ist.“
. 

3. Verknüpfung des Grundrechtsschutzes des Europarats 
und der Europäischen Union

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:62010CJ0617:DE:HTML
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:62013CJ0398&qid=1540733036724&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:62015CJ0601&qid=1540733751956&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:62015CJ0203&from=de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:62016CJ0426&qid=1540803445492&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:62016CJ0537&from=de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:62018CJ0311&from=de


Konvention zum Schutze der Menschen und Grundfreiheiten (EMRK)
• ist eine Vereinbarung i.S.d. Art. 15 Abs. a SCoE, die 1950 vom Europarat 

ausgearbeitet wurde, und am 3. September 1953 in Kraft trat
• alle Mitgliedstaaten des Europarates sind Vertragsparteien der EMRK, von den 

neuen Mitgliedern wird erwartet, dass sie die EMRK schnellstmöglich ratifizieren
• die EMRK errichtete den EGMR und die Möglichkeit von Individualbeschwerden 

(Art. 34 ff. EMRK)
• Kosten des von der EMRK installierten Rechtsschutzsystems (Art. 19 ff. EMRK) 

werden vom Europarat getragen und der Vollzug der Urteile des EGMR nach 
Art. 46 EMRK vom Ministerkomitee überwacht

• EMRK und ihr Rechtsschutzsystem sind zu einer „zweiten Säule“ des 
Europarates geworden. 

EGMR (GK), 55721/07 v. 7.7. 2011, Rn. 141 – Al-Skeini u. a ./. Vereinigtes 
Königreich.

C) Konvention zum Schutze der Menschen und 
Grundfreiheiten (EMRK)

„The Convention is a constitutional instrument of European public order”

http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-105606


C) Konvention zum Schutze der Menschen und 
Grundfreiheiten (EMRK)

https://hudoc.echr.coe.int/eng#%20


C) Konvention zum Schutze der Menschen und 
Grundfreiheiten (EMRK)

https://www.echr.coe.int/en/knowledge-sharing


C) Konvention zum Schutze der Menschen und 
Grundfreiheiten (EMRK)

https://ks.echr.coe.int/web/echr-ks/home


I. Verpflichtungswirkung der EMRK

II. Verwaltungsrechtliche Rechtsgrundsätze in der Rechtsprechung des 
EMGR

C) Konvention zum Schutze der Menschen und 
Grundfreiheiten (EMRK)



Völkerrechtliche Verpflichtungswirkung der EMRK:

• Völkerrechtlich sind die Mitgliedstaaten untereinander verpflichtet, gegenüber 
den in Art. 1 EMRK genannten Personen die EMRK-Recht zu beachten

• Jeder Mitgliedstaaten muss völkerrechtlich für das Verhalten aller seiner Organe 
(Gesetzgebung, Judikative, Exekutive) einstehen (s. a. Art. 33 und Art. 34 
EMRK wonach sich Staaten- und Individualbeschwerden immer nur gegen die 
Vertragsparteien [die Mitgliedstaaten] richten).

• Daher müssen die Mitgliedstaaten auch für einzelne Verwaltungsmaßnahmen 
(auch) von regionalen, lokalen oder „unabhängigen“ Behörden einstehen (auch 
unabhängig von der privatrechtlichen oder öffentlich-rechtlichen Rechtsnatur der 
Maßnahmen nach nationalem Recht)

Artikel 1 EMRK
Verpflichtung zur Achtung der Menschenrechte

Die Hohen Vertragsparteien sichern allen ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden 
Personen die in Abschnitt I bestimmten Rechte und Freiheiten zu.

I. Verpflichtungswirkung der EMRK



Völkerrechtliche Verpflichtungswirkung der EMRK:

• Aus Art. 32 Abs. 1 und Art. 55 EMRK (ausschließliche Zuständigkeit des 
EGMR zur Auslegung und Anwendung der Konvention) folgt, dass die EMRK 
die Mitgliedstaaten in ihrer Auslegung durch den EGMR verpflichtet (sog. 
Orientierungswirkung („res interpretata Effekt“)

• Vermittelt über die einheitliche Auslegung der EMRK durch den EGMR führt die 
völkerrechtliche Bindungswirkung der EMRK zu einer gewissen Harmo-
nisierung der nationalen Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten des 
Europarates ohne Begrenzung durch ein „Prinzip der begrenzten 
Einzelzuständigkeit“ (das eine solche Harmonisierung nur auf abschließend 
aufgezählte Politikbereiche zulässt).

Mirate, REALaw 5:2 (2012), 47 ff.; Palmieri, ERPL 18 (2006), 51, 56 ff.; Sudre, in: 
Tavernier (Hrsg.), Quelle Europe pour les Droits de l’Homme?, 1996, S. 38, 49 f.

• Dass die Grundrechte der EMRK in vielen Mitgliedstaaten des Europarates 
teilweise auch systematisch missachtet werden, ist daher kein Problem der 
fehlenden Verbindlichkeit, sondern der fehlenden Durchsetzung der EMRK

I. Verpflichtungswirkung der EMRK

https://www.uitgeverijparis.nl/scripts/read_article_pdf?editie=192030&id=6858


Innerstaatliche Wirkungen der EMRK

• Ob die EMRK unmittelbar anwendbare Rechtsquelle des nationalen 
Verwaltungsrechts ist (ob sie für die Verwaltung unmittelbar verbindlich ist und 
für die Bürger [vor nationalen Gerichten] durchsetzbare Rechte und Pflichten 
begründet) hängt von ihrer Inkorporation in die nationale Rechtsordnung ab

• Richtet sich nach den Regelungen des nationalen Verfassungsrechts, die sich 
mit der Frage der Transformation völkerrechtlicher Verträge in 
innerstaatliches Recht befassen. Hier gibt es unterschiedliche Lösungsmodelle 

Siehe die Zusammenstellung bei Venice Commission, Report on the 
implementation of international human rights treaties in domestic law and the 
role of courts v. 8.12.2014 (CDL-AD(2014)036-e).

• Wenn und soweit die EMRK in das nationale Recht inkorporiert worden ist, ist 
sie jedenfalls für die nationalen Behörden und Gerichte (wie nationales Recht) 
verbindlich, ein Verstoß gegen die EMRK ein Verstoß gegen den Grundsatz der 
Gesetzmäßigkeit der Verwaltung, der Gegenstand gerichtlicher Kontrolle in 
nationalen Gerichtsverfahren sein kann.

I. Verpflichtungswirkung der EMRK

https://www.venice.coe.int/webforms/documents/?pdf=CDL-AD(2014)036-e


Innerstaatliche Wirkungen der EMRK im deutschen Recht

• EMRK hat wegen  Art. 59 Abs. 2 GG den Rang eines einfachen Bundes-
gesetzes, steht also unterhalb des Grundgesetzes, hat aber einen Rang 
oberhalb des Landesrechts (Art. 31 GG) - zusammenfassend: BVerfG, 2 BvR
1738/12 u. a. v. 12.6.2018, Abs. 126 ff. = BVerfGE 148, 296 Abs. 126 ff. 
(Beamtenstreikrecht)

• Nach h. A. steht dem Bund für die Transformation der EMRK (und anderer 
völkerrechtlicher Verträge) nach Art. 59 Abs. 2 GG die 
Gesetzgebungskompetenz auch insoweit zu, als er die die Länder im Bereich 
ausschließlicher Landesgesetzgebungskompetenzen binden kann.

Hierzu: Fastenrath, in: Wittinger/Wendt/Ress (Hrsg.), Verfassung – Völkerrecht –
Kulturgüterschutz – Festschrift für W. Fiedler, 2011, S. 53, 57 ff.; Killinger, 
Staatshaftung für rechtswidrige Untersuchungshaft in Deutschland und Österreich im
Lichte von Art. 5 Abs. 5 EMRK, 2015, S. 117 ff.; U. Stelkens, in: U. Stelkens/A. 
Andrijauskaitė (Hrsg.), Good Administration and the Council of Europe: Law, Principles 
and Effectiveness, 2020, Rn. 11.13 ff.

I. Verpflichtungswirkung der EMRK

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2018/06/rs20180612_2bvr173812.html


Innerstaatliche Wirkungen der EMRK im deutschen Recht

Zur „Funktionsweise“ der „innerdeutschen“ Wirkungen der EMRK (am Beispiel des 
Ausweisungsschutzes nach altem Recht) 

• ausführlich: Grupp/U. Stelkens, DVBl. 2005, 133 ff.; ferner Cremer, ZAR 2006, 
341, 350 ff.; U. Stelkens, in: U. Stelkens/A. Andrijauskaitė (Hrsg.), Good 
Administration and the Council of Europe: Law, Principles and Effectiveness, 
2020, Rn. 11.34 ff.; Thym, DVBl. 2008, 1346 ff.

• aus der Rechtsprechung (zum selben Thema): BVerwG, 1 C 10.07  v. 23.10. 
2007, Abs. 21 ff. =  BVerwGE 129, 367 ff.; VGH Mannheim, 13 S 2501/00 v. 
14.2.2001 = NVwZ-Beilage I 7/2001, 81 ff.; VGH Mannheim, 13 S 2401/99 v. 
26.7.2001 = NVwZ-Beilage I 4/2001, 51 ff.; VGH Mannheim, 11 S 1410/02 v. 
23.10.2002 = NVwZ-RR 2003, 304 ff.; OVG Münster v. 14.8.2007 - 18 E 686/07 
= NVwZ 2008, 450 ff.

I. Verpflichtungswirkung der EMRK

https://www.researchgate.net/publication/310749394_Zur_Berucksichtigung_der_Gewahrleistungen_der_Europaischen_Menschenrechtskonvention_bei_der_Auslegung_deutschen_Rechts
http://www.bverwg.de/231007U1C10.07.0
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/?quelle=jlink&docid=MWRE102350100&psml=bsbawueprod.psml&max=true&doc.part=L&doc.norm=all
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/?quelle=jlink&docid=MWRE109910100&psml=bsbawueprod.psml&max=true&doc.part=L&doc.norm=all
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/?quelle=jlink&docid=MWRE111730200&psml=bsbawueprod.psml&max=true&doc.part=L&doc.norm=all
http://www.justiz.nrw.de/nrwe/ovgs/ovg_nrw/j2007/18_E_686_07beschluss20070814.html


Prägung einzelner Bereiche des nationalen Besonderen Verwaltungsrechts:

• Ausländerrecht (mit Figur des faktischen Inländers): Lehnert, NVwZ 2016, 
896 ff.; ders., NVwZ 2020, 766 ff.; Nußberger, NVwZ 2016, 815 ff.

• Öffentliches Dienstrecht: Werres, DÖV 2011, 873 ff.
Die deutsche Diskussion zum Beamtenstreikrecht dürfte sich jedoch wegen BVerfG, 2 
BvR 1738/12 u. a. v. 12.6.2018, Abs. 163 ff. = BVerfGE 148, 296, 373 ff. erledigt haben 
(s. jedoch Widmeyer, DVBl. 2020, 229 ff.)

• Recht der polizeilichen Ermittlungsmaßnahmen und Behandlung von 
Untersuchungshäftlingen und Gefangenen

Siehe z. B. EGMR, 1466/07 v. 14.10.2010, Abs. 39 ff. – Brusco ./. Frankreich (garde à 
vue); EGMR [GK], 54810/00 v. 11.7.2006 – Jalloh ./. Deutschland (Brechmitte-
verbreichung); EGMR (GK), 29580/12 v. 15.11.2018, Abs. 104 ff. – Navalnyy ./. Russ-
land (russisches Versammlungsrecht); EGMR, 38004/12 v. 3.12.2018, Abs. 134 ff. –
Alekhina ./. Russland (Pussy Riot); EGMR, 65290/14 v. 2.7.2019 – R.S ./. Ungarn
(zwangsweise Urinentnahme); EGMR, 215/19 v. 18.10.2022 – Basu ./. Deutschland
(Racial Profiling)

• Antidiskriminierungsrecht wegen sexueller Orientierung und Geschlechts-
idendität: EGMR, 55216/08 v. 11.10.2018, Abs. 54 ff. – S. V. ./. Italien (m. w. N. 
zur frühen progressiven Rspr. des EGMR zum Thema)

II. Verwaltungsrechtliche Rechtsgrundsätze in der 
Rechtsprechung des EMGR

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2018/06/rs20180612_2bvr173812.html
http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-100969
http://hudoc.echr.coe.int/fre?i=001-76307
http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-187605
http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-184666
http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-194233
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-220007
http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-187111


Zunächst keine analoge Anwendung des Art. 6 Abs. 1 EMRK auf 
Verwaltungsverfahren bzw. keine Entwicklung allgemeiner Rechtsgrundsätze des 
Verwaltungsverfahrens (hierzu Schwarze, EuGRZ 1993, 377, 381)

EKMR, 1329/62 v. 7.5.1962 – X ./. Dänemark (Collection 9, 28 [33]): 

II. Verwaltungsrechtliche Rechtsgrundsätze in der 
Rechtsprechung des EMGR

https://www.uni-speyer.de/fileadmin/Lehrstuehle/Stelkens/Lehrveranstaltungen/Allgemeine_Materialien_zur_Vorlesung_Europaeisches_Verwaltungsrecht/EKMR1329-62.pdf


Zunächst keine analoge Anwendung des Art. 6 Abs. 1 EMRK auf 
Verwaltungsverfahren bzw. keine Entwicklung allgemeiner Rechtsgrundsätze des 
Verwaltungsverfahrens (hierzu Schwarze, EuGRZ 1993, 377, 381)

EKMR, 2942/66 v. 8.4.1967 – X ./. Deutschland (Collection 23, 51 [62]): 

II. Verwaltungsrechtliche Rechtsgrundsätze in der 
Rechtsprechung des EMGR

https://www.uni-speyer.de/fileadmin/Lehrstuehle/Stelkens/Lehrveranstaltungen/Allgemeine_Materialien_zur_Vorlesung_Europaeisches_Verwaltungsrecht/EKMR2942-66.pdf


Zunächst keine analoge Anwendung des Art. 6 Abs. 1 EMRK auf 
Verwaltungsverfahren bzw. keine Entwicklung allgemeiner Rechtsgrundsätze des 
Verwaltungsverfahrens (hierzu Schwarze, EuGRZ 1993, 377, 381) 
EKMR, 4304/69 v. 5.10.1970 – X ./. Germany (Collection 36, 76 [78]):

II. Verwaltungsrechtliche Rechtsgrundsätze in der 
Rechtsprechung des EMGR

https://www.uni-speyer.de/fileadmin/Lehrstuehle/Stelkens/Lehrveranstaltungen/Allgemeine_Materialien_zur_Vorlesung_Europaeisches_Verwaltungsrecht/EKMR4304-69.pdf


Mittlerweile ständige Rechtsprechung: Eine Verletzung der EMRK kann darin 
bestehen, dass die Verwaltung ein Verwaltungsverfahren, indem über einen an sich 
materiell rechtfertigungsfähigen Eingriff in ein Konventionsrecht entschieden wird, 
nicht zügig und widerspruchsfrei durchführt.

Grundlegend: EGMR (GK), 33202/96 v. 5. 1. 2000 – Beyeler ./. Italien

„Etikettierung“ dieses Grundsatzes als „princple of ‚good governance‘ seit EGMR, 
10373/05  v. 15. 9. 2009 – Moskal ./. Polen

» 51. Moreover, the principle of “good governance” requires that where 
an issue in the general interest is at stake it is incumbent on the public 
authorities to act in good time, in an appropriate manner and with utmost 
consistency «

»120 […] In that connection it should be stressed that where an issue in the 
general interest is at stake it is incumbent on the public authorities to act in 
good time, in an appropriate manner and with utmost consistency.«

II. Verwaltungsrechtliche Rechtsgrundsätze in der 
Rechtsprechung des EMGR

http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-58832
http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-94009


Ähnliche Rechtsprechung gibt es schon seit Ende der 1980er Jahre zu Art. 8 
EMRK, siehe etwa EGMR, 25330/10 v. 10. 6. 2014 – Eckenbrecht u. Ruhmer ./. 
Deutschland:

„36. The Court reiterates that whenever discretion capable of interfering with the 
enjoyment of a Convention right is conferred on the State, the procedural 
safeguards available to the individual will be especially material in determining 
whether the respondent State has, when fixing the regulatory framework, 
remained within its margin of appreciation. Indeed it is settled case-law that, 
whilst Article 8 contains no explicit procedural requirements, the decision-
making process leading to measures of interference must be fair and such 
as to afford due respect to the interests safeguarded to the individual by 
Article 8. It is therefore necessary to consider all the procedural aspects, 
including the type of policy or decision involved, the extent to which the views of 
individuals were taken into account throughout the decision-making process and 
the procedural safeguards available. […].”

II. Verwaltungsrechtliche Rechtsgrundsätze in der 
Rechtsprechung des EMGR

http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-145469


Zum „good-governance“-Prinzip in der Rechtsprechung des EGMR:

• Andriauskaitė, Good Governance in the Case Law of the ECtHR: A (Patch)Work 
in Progress, 2018 (Preprint bei Researchgate)

• Andriantsimbazovina, Cahiers de droit Européenne 47 (2011), 767, 802 ff.

• Flauss, AJDA 2010, 997, 999 ff. 

• Mirate, REALaw 5:2 (2012), 47 ff.;

• U. Stelkens/A. Andrijauskaitė, in: U. Stelkens/A. Andrijauskaitė (Hrsg.), Good 
Administration and the Council of Europe: Law, Principles and Effectiveness, 
2020, Rn. 1.18 ff.

• U. Stelkens, in: Stelkens/Bonk/Sachs, VwVfG, 10. Aufl. 2023, EuR Rn. 12 ff.

• Wachsmann, AJDA 2010, 2138, 2139 ff.

II. Verwaltungsrechtliche Rechtsgrundsätze in der 
Rechtsprechung des EMGR

https://www.researchgate.net/publication/328354943_Good_Governance_in_the_Case_Law_of_the_ECtHR_A_PatchWork_in_Progress
https://www.uitgeverijparis.nl/scripts/read_article_pdf?editie=192030&id=6858


Elemente des principle of “good governance”:

• Zu lange Verfahren dürfen nicht zu einer de-facto-Entscheidung führen 
(EGMR [Plenum], 9749/82 v. 8.7.1987, Rn. 65 – W. ./. UK). 

• Die Behörde muss dem Betroffenen vor Erlass einer Maßnahme Gelegenheit 
geben, seine Auffassung zur Sache darzulegen, und Vorkehrungen getroffen 
werden müssen, damit diese Auffassung auch angemessen berücksichtigt 
werden kann (EGMR, 21151/04 v. 8. 7.2008, Rn.73 – Megadat.com SRL ./. 
Moldawien)

• Belastende Maßnahmen müssen auf einer ausreichenden Ermittlung der 
erheblichen Tatsachen beruhen (EGMR, 46626/99 v. 2.2.2005, Rn. 49 –
Partidul Comunistilor und Ungureanu ./. Rumänien)

• Eingriffsmaßnahmen sind zu begründen und bei Missachtung der 
Begründungspflicht kann ein Eingriff als „nicht gesetzlich vorgesehen“ und 
rechtswidrig angesehen werden (EGMR, 18147/02 v. 5.4.2007 - Rn. 89 ff. –
Scientology Kirche Moskau ./. Russland)

II. Verwaltungsrechtliche Rechtsgrundsätze in der 
Rechtsprechung des EMGR

http://hudoc.echr.coe.int/fre?i=001-57600
http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-104790
http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-68175
http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-80038


Elemente des principle of “good governance”:
• Die Rechtssicherheit kann (auch) der Aufhebung rechtswidriger Verwal-

tungsentscheidungen entgegenstehen, so dass das öffentliche Interesse an 
einer solchen Aufhebung mit dem Interesse des Betroffenen an dem Bestand der 
Maßnahme dergestalt abgewogen werden muss, dass ihm durch die Aufhebung 
jedenfalls keine unverhältnismäßige Last auferlegt wird (EGMR, 10373/05 v. 
15.9.2009, Rn. 44, 64, 82 f – Moskal ./. Polen)

• Ein (privatrechtlicher) Verwaltungsvertrag, der Grundlage eines Eigentums-
übertragung (z. B. Grundstückkaufvertrag) kann nicht wegen Rechtsfehlern der 
Behörde, von denen der Bürger keine Kenntnis zu haben braucht, ohne Entschä-
digung ohne weiteres für unwirksam erklärt werden (EGMR, 44277/98 v. 
24.6.2003, Rn. 37 ff. – Strech ./. UK)

• Ein komplexes Anlagenzulassungsverfahren muss von vornherein ange-
messene Untersuchungen und Studien einschließen, damit die umweltschädi-
genden oder in die Rechte Einzelner eingreifenden Auswirkungen eines Vor-
habens im Vorfeld prognostiziert und bewertet werden können und ein gerechter 
Ausgleich zwischen den verschiedenen widerstreitenden Interessen hergestellt 
werden kann (EGMR, 25330/10 v. 10. 6. 2014, Rn. 36 – Eckenbrecht u. Ruhmer
./. Deutschland.)

II. Verwaltungsrechtliche Rechtsgrundsätze in der 
Rechtsprechung des EMGR

http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-94009
http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-61173
http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-145469


Weitere Rechtsprechung zum Verwaltungsrecht (jenseits der ‚good governance‘ 
Rechtsprechung): 

• Aus Art. 10 Abs. 1 S. 2 EMRK folgt für Presseunternehmen und NGOs ein 
Anspruch auf Zugang zu behördlichen Informationen von allgemeinem 
Interesse (EGMR [GK], 18030/11 v. 8.11.2016, Rn. 156 ff. – Magyar Helsinki 
Bizottság ./. Ungarn); 

näher EGMR (Hrsg.), Guide on Article 10 of the European Convention of Human Rights -
Freedom of Expression (Stand: August 2022), Rn.  427 - 450

• Anforderungen von Art. 6, Art. 7 EMRK und Art. 4 des 7. ZP. zur EMRK an 
Verwaltungssanktionen

Siehe die Nachw. auf der Webseite zu den „ Pan-European General Principles on 
Administrative Sanctions“)

• Aus Art. 8 EMRK folgt ein Recht auf Datenschutz einschließl. des Rechts auf 
Zugang zu eigenen Daten, die von der Verwaltung gespeichert worden sind

Näher EGMR (Hrsg.), Guide to the Case Law of the European Court of Human 
Rights concerning the Protection of Personal Data (Stand: August 2022)

II. Verwaltungsrechtliche Rechtsgrundsätze in der 
Rechtsprechung des EMGR

https://hudoc.echr.coe.int/eng#%7B%22itemid%22:%5B%22001-167828%22%5D%7D
https://www.echr.coe.int/Documents/Guide_Art_10_ENG.pdf
http://www.reneual.eu/projects-and-publications/reneual-2-0?view=article&id=25&catid=2
https://www.echr.coe.int/Documents/Guide_Data_protection_ENG.pdf


Weitere Rechtsprechung zum Verwaltungsrecht (jenseits der ‚good governance‘ 
Rechtsprechung): 

• Rechtsprechung zum Begriff der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung (z. B. 
EGMR, 58911/00 v. 6. 11. 2008, Rn. 85 ff. - Leela Förderkreis u.a. ./. 
Deutschland

• Rechtsprechung zur gerichtlichen Kontrolldichte bei Maßnahmen der 
Verwaltung mit Entscheidungsspielräumen (zusammenfassend EGMR, Urt. 
V. 21.7. 2011 - 32181/04 und 35122/05 v. 21.7.2011 - (Sigma Radio Television 
Ltd. ./. Zypern)

II. Verwaltungsrechtliche Rechtsgrundsätze in der 
Rechtsprechung des EMGR

http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-89420
http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-105766


D) Europaratskonventionen mit verwaltungsrechtlichem 
Bezug

Statute of the Council of Europe
Article 15 

a) On the recommendation of the Consultative Assembly or on its own initiative, 
the Committee of Ministers shall consider the action required to further the aim of 
the Council of Europe, including the conclusion of conventions or 
agreements and the adoption by governments of a common policy with 
regard to particular matters. Its conclusions shall be communicated to members 
by the Secretary General. 
b) […].

http://www.coe.int/fr/web/conventions/full-list/-/conventions/rms/0900001680306052


Europaratskonventionen zum Menschenrechtsschutz

• Zusatzprotkolle zur EMRK (z.B. Recht auf friedliche Nutzung des Eigentums, 
Recht auf Bildung, Verbot der staatlichen Ausweisung eigener 
Staatsangehöriger, Abschaffung der Todesstrafe ...)

• European Agreement on Regulations governing the Movement of Persons 
between Member States of the Council of Europe (ETS No. 25)

• European Convention for the Prevention of Torture and Inhuman or Degrading 
Treatment or Punishment (ETS No. 126)

• European Social Charter (ETS No. 35) und European Social Charta (Revised)
(ETS No. 163)

• European Charter for Regional or Minority Languages (ETS No. 148)

• […]

D) Europaratskonventionen mit verwaltungsrechtlichem 
Bezug

https://www.coe.int/en/web/portal/home?p_p_id=com_liferay_journal_web_portlet_JournalPortlet&p_p_lifecycle=0&p_p_state=pop_up&p_p_mode=view&_com_liferay_journal_web_portlet_JournalPortlet_groupId=2657384&_com_liferay_journal_web_portlet_JournalPortlet_mvcPath=%2Fpreview_article_content.jsp&_com_liferay_journal_web_portlet_JournalPortlet_articleId=11781441&_com_liferay_journal_web_portlet_JournalPortlet_version=1.7
https://www.coe.int/en/web/conventions/full-list?module=treaty-detail&treatynum=025
https://www.coe.int/en/web/conventions/full-list?module=treaty-detail&treatynum=126
https://www.coe.int/en/web/conventions/full-list?module=treaty-detail&treatynum=035
https://www.coe.int/en/web/conventions/full-list?module=treaty-detail&treatynum=163
https://www.coe.int/en/web/conventions/full-list?module=treaty-detail&treatynum=148


Konventionen zur Kommunalen Selbstverwaltung:

• European Charter of Local Self-Government (ETS No. 122)

• Additional Protocol to the European Charter of Local Self-Government on the 
right to participate in the affairs of a local authority (CETS No. 207)

• European Outline Convention on Transfrontier Co-operation between Territorial 
Communities or Authorities (ETS No, 106)

• Convention on the Participation of Foreigners in Public Life at Local Level (ETS 
No. 144)

Monitoring erfolgt durch Kongress der Gemeinden und Regionen (CLRAE)

D) Europaratskonventionen mit verwaltungsrechtlichem 
Bezug

https://www.coe.int/en/web/conventions/full-list/-/conventions/rms/090000168007a088
https://www.coe.int/en/web/conventions/full-list?module=treaty-detail&treatynum=122
https://www.coe.int/en/web/conventions/full-list/-/conventions/rms/090000168007a088
https://www.coe.int/en/web/conventions/full-list?module=treaty-detail&treatynum=207
https://www.coe.int/en/web/conventions/full-list?module=treaty-detail&treatynum=106
https://www.coe.int/en/web/conventions/full-list?module=treaty-detail&treatynum=144
https://www.coe.int/en/web/congress/home


Europaratskonventionen zum Datenschutz:

• Convention for the Protection of Individuals with regard to Automatic 
Processing of Personal Data (ETS No. 108)

• Additional Protocol to the Convention for the Protection of Individuals with 
regard to Automatic Processing of Personal Data, regarding supervisory 
authorities and transborder data flows (ETS No. 181)

• Protocol amending the Convention for the Protection of Individuals with regard 
to Automatic Processing of Personal Data (CETS No. 223)

Ausführlich zum Datenschutzrecht des Europarates: Council of Europe 
Data Protection website; Handbook on European data protection law (2018 
edition)

Europaratskonvention zur Informationsfreiheit

• Council of Europe Convention on Access to Official Documents (CETS No. 
205)

D) Europaratskonventionen mit verwaltungsrechtlichem 
Bezug

http://www.coe.int/en/web/conventions/full-list/-/conventions/treaty/108
http://www.coe.int/en/web/conventions/full-list/-/conventions/treaty/181
https://www.coe.int/en/web/conventions/full-list/-/conventions/treaty/223
https://www.coe.int/en/web/data-protection/home
https://www.echr.coe.int/Documents/Handbook_data_protection_ENG.pdf
http://www.coe.int/en/web/conventions/full-list/-/conventions/treaty/205


E) Empfehlungen des Ministerkomitees des Europarates nach 
Art. 15 Abs. b der Satzung des Europarates zum 
Verwaltungsrecht

Statute of the Council of Europe
Article 15 

a) […]. 
b) In appropriate cases, the conclusions of the Committee may take the form of 
recommendations to the governments of members, and the Committee may 
request the governments of members to inform it of the action taken by them with 
regard to such recommendations.

http://www.coe.int/fr/web/conventions/full-list/-/conventions/rms/0900001680306052


E) Empfehlungen des Ministerkomitees des Europarates nach 
Art. 15 Abs. b der Satzung des Europarates zum 
Verwaltungsrecht

https://www.uni-speyer.de/fileadmin/Lehrstuehle/Stelkens/Paneuropean_Principles/Council_of_Europe_1975.pdf
https://www.uni-speyer.de/fileadmin/Lehrstuehle/Stelkens/Paneuropean_Principles/Council_of_Europe_1975.pdf
https://www.uni-speyer.de/fileadmin/Lehrstuehle/Stelkens/Paneuropean_Principles/Council_of_Europe_1975.pdf


E) Empfehlungen des Ministerkomitees des Europarates nach 
Art. 15 Abs. b der Satzung des Europarates zum 
Verwaltungsrecht

https://www.uni-speyer.de/fileadmin/Lehrstuehle/Stelkens/Paneuropean_Principles/Council_of_Europe_1975.pdf


E) Empfehlungen des Ministerkomitees des Europarates nach 
Art. 15 Abs. b der Satzung des Europarates zum 
Verwaltungsrecht

Zu den Empfehlungen des Ministerkomitees des Europarats zum Verwaltungsrecht 
und ihrer Entstehung: 

• ausführlich U. Stelkens/A. Andrijauskaitė, in: U. Stelkens/A. Andrijauskaitė
(Hrsg.), Good Administration and the Council of Europe: Law, Principles and 
Effectiveness, 2020, Rn. 1.62 ff.

• zur Geschichte des Committee of Experts on Administrative Law und seines 
Nachfolgers, der Project Group on Administrative Law (aufgelöst 2007 aus 
Kostengründen), die die Empfehlungen zum Verwaltungsrecht vorbereitet 
hatten: Niemivuo, EPL 14 (2008), 545 ff. 

• speziell zur Entstehung der Resolution (77)31 siehe diese Nachweise

• speziell zur Entstehung der Recommendation CM/Rec(2007)7 siehe diese 
Nachweise

https://rm.coe.int/16804dec56
http://www.reneual.eu/projects-and-publications/reneual-2-0?view=article&id=37&catid=2#Res77-31
https://wcd.coe.int/wcd/ViewDoc.jsp?id=1155877&Site=CM&BackColorInternet=C3C3C3&BackColorIntranet=EDB021&BackColorLogged=F5D383
http://www.reneual.eu/projects-and-publications/reneual-2-0?view=article&id=37&catid=2#Rec2007-7


E) Empfehlungen des Ministerkomitees des Europarates nach 
Art. 15 Abs. b der Satzung des Europarates zum 
Verwaltungsrecht

https://www.uni-speyer.de/fileadmin/Lehrstuehle/Stelkens/Paneuropean_Principles/Council_of_Europe_1975.pdf


E) Empfehlungen des Ministerkomitees des Europarates nach 
Art. 15 Abs. b der Satzung des Europarates zum 
Verwaltungsrecht

• Resolution (77)31 on the Protection of the Individual in Relation to the Acts of 
Administrative Authorities

• Recommendation No R(80)2 concerning the Exercise of Discretionary Powers by 
Administrative Authorities

• Recommendation No R(81)19 on the access to information held by public authorities
• Recommendation No R(84)15 relating to public liability
• Recommendation No. R (87)16 on administrative procedures affecting a large number of 

persons
• Recommendation R(89)8 on provisional court protection in administrative matters
• Recommendation No R(91)1 on administrative sanctions
• Recommendation No R(91)10 on the communication to third parties of personal data 

held by public bodies
• Recommendation No R(93)7 on privatisation of public undertakings and activities
• Recommendation No. R (95)19 on the implementation of the principle of subsidiarity
• Recommendation No R(97)7 on local public services and the rights of their users
• Recommendation No. R (99)8 on the financial liability of local elected representatives for 

acts or omissions in the course of their duties

https://rm.coe.int/16804dec56
https://search.coe.int/cm/Pages/result_details.aspx?ObjectId=09000016804f22ae
https://search.coe.int/cm/Pages/result_details.aspx?ObjectId=09000016804f7a6e
https://search.coe.int/cm/Pages/result_details.aspx?ObjectId=09000016804e3398
https://search.coe.int/cm/Pages/result_details.aspx?ObjectId=09000016804eaa5c
https://search.coe.int/cm/Pages/result_details.aspx?ObjectId=09000016804f288f
https://search.coe.int/cm/Pages/result_details.aspx?ObjectId=09000016804fc94c
https://search.coe.int/cm/Pages/result_details.aspx?ObjectId=09000016804c1486
https://search.coe.int/cm/Pages/result_details.aspx?ObjectId=09000016804d40e3
https://search.coe.int/cm/Pages/result_details.aspx?ObjectId=09000016804d8811
https://search.coe.int/cm/Pages/result_details.aspx?ObjectId=09000016804c68f6
https://search.coe.int/cm/Pages/result_details.aspx?ObjectId=09000016804e5fa6


E) Empfehlungen des Ministerkomitees des Europarates nach 
Art. 15 Abs. b der Satzung des Europarates zum 
Verwaltungsrecht

• Recommendation No R(2000)6 on the status of public officials in Europe
• Recommendation Rec(2000)10 on Codes of conduct for Public officials

• Recommendation Rec(2001)9 on alternatives to litigation between administrative 
authorities and private parties

• Recommendation Rec(2002)2 on access to official documents
• Recommendation Rec(2003)16 on the execution of administrative and judicial decisions 

in the field of administrative law 

• Recommendation Rec(2004)15 on electronic governance ("e-governance")

• Recommendation Rec(2004)20 on judicial review of administrative acts
• Recommendation CM/Rec(2007)4 on local and regional public services

• Recommendation CM/Rec(2007)7 on good administration

• Recommendation CM/Rec(2019)6 on the development of the Ombudsman institution
• Recommendation CM/Rec(2022)2 on democratic accountability of elected 

representatives and elected bodies at local and regional level

• Recommendation CM/Rec(2023)5 of the Committee of Ministers to member States on 
the principles of good democratic governance

https://search.coe.int/cm/Pages/result_details.aspx?ObjectID=09000016805e2d3b
https://search.coe.int/cm/Pages/result_details.aspx?ObjectId=09000016805e2e52
https://search.coe.int/cm/Pages/result_details.aspx?ObjectID=09000016805df14f
https://search.coe.int/cm/Pages/result_details.aspx?ObjectId=09000016804c6fcc
https://search.coe.int/cm/Pages/result_details.aspx?ObjectID=09000016805df14f
https://search.coe.int/cm/Pages/result_details.aspx?ObjectId=09000016805db3b2
https://search.coe.int/cm/Pages/result_details.aspx?ObjectID=09000016805db3f4
https://search.coe.int/cm/Pages/result_details.aspx?ObjectID=09000016805db3f4
https://wcd.coe.int/wcd/ViewDoc.jsp?id=1155877&Site=CM&BackColorInternet=C3C3C3&BackColorIntranet=EDB021&BackColorLogged=F5D383
https://search.coe.int/cm/Pages/result_details.aspx?ObjectId=090000168098392f
https://search.coe.int/cm/pages/result_details.aspx?objectid=0900001680a57739
https://search.coe.int/cm/pages/result_details.aspx?objectid=0900001680abeb87


E) Empfehlungen des Ministerkomitees des Europarates nach 
Art. 15 Abs. b der Satzung des Europarates zum 
Verwaltungsrecht

http://www.reneual.eu/projects-and-publications/reneual-2-0?view=article&id=37&catid=2
http://www.reneual.eu/projects-and-publications/reneual-2-0?view=article&id=37&catid=2


F) Empfehlungen, „Guidelines“ und Berichte anderer 
Organe, Einrichtungen und Komitees des 
Europarates zur guten Verwaltung

https://pace.coe.int/en


F) Empfehlungen, „Guidelines“ und Berichte anderer 
Organe, Einrichtungen und Komitees des 
Europarates zur guten Verwaltung

https://www.venice.coe.int/WebForms/pages/default.aspx?p=01_Presentation&lang=en


• Law-making procedures and the quality of the 
law

• Legal certainty
• Ombudsman institution
• Protection of local self-government
• Separation of powers
• Constitutional justice
• Courts and judges
• Prosecutors

F) Empfehlungen, „Guidelines“ und Berichte anderer 
Organe, Einrichtungen und Komitees des 
Europarates zur guten Verwaltung

https://www.venice.coe.int/webforms/documents/?pdf=CDL-PI(2021)003-e
https://venice.coe.int/webforms/documents/?pdf=CDL-PI(2022)004-e
https://www.venice.coe.int/webforms/documents/?pdf=CDL-PI(2022)022-e
https://www.venice.coe.int/webforms/documents/?pdf=CDL-PI(2016)002-e
http://www.venice.coe.int/webforms/documents/?pdf=CDL-PI(2020)012-e
https://www.venice.coe.int/webforms/documents/?pdf=CDL-PI(2020)004-e
https://www.venice.coe.int/webforms/documents/?pdf=CDL-PI(2019)008-e
https://www.venice.coe.int/webforms/documents/?pdf=CDL-PI(2022)023-e
https://www.venice.coe.int/WebForms/pages/?p=04_Compilations&lang=EN


F) Empfehlungen, „Guidelines“ und Berichte anderer 
Organe, Einrichtungen und Komitees des 
Europarates zur guten Verwaltung

https://www.coe.int/en/web/congress/monitoring-of-the-european-charter-of-local-self-government


F) Empfehlungen, „Guidelines“ und Berichte anderer 
Organe, Einrichtungen und Komitees des 
Europarates zur guten Verwaltung

https://rm.coe.int/16806fb9a8


F) Empfehlungen, „Guidelines“ und Berichte anderer 
Organe, Einrichtungen und Komitees des 
Europarates zur guten Verwaltung

https://www.coe.int/en/web/greco/evaluations#%7B%2222359946%22:%5B%5D%7D


G) Verknüpfungen des „sonstigen Europaratsrechts“ mit der 
EMRK

EGMR [GK], Große Kammer, 34503/97 v. 12.11.2008 - Demir und Baykara. /. 
Türkei)

Bestätigt durch: EGMR [GK], 18030/11 v. 8.11.2016, Rn. 118 ff. – Magyar Helsinki 
Bizottság ./. Ungarn

85. The Court, in defining the meaning of terms and notions in the text of the Con-
vention, can and must take into account elements of international law other than 
the Convention, the interpretation of such elements by competent organs, and the 
practice of European States reflecting their common values. The consensus emer-
ging from specialised international instruments and from the practice of Contrac-
ting States may constitute a relevant consideration for the Court when it interprets 
the provisions of the Convention in specific cases.
86. In this context, it is not necessary for the respondent State to have ratified the 
entire collection of instruments that are applicable in respect of the precise subject 
matter of the case concerned. It will be sufficient for the Court that the relevant 
international instruments denote a continuous evolution in the norms and 
principles applied in international law or in the domestic law of the majority of 
member States of the Council of Europe and show, in a precise area, that there is 
common ground in modern societies […].

http://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-89558
https://hudoc.echr.coe.int/eng#%7B%22itemid%22:%5B%22001-167828%22%5D%7D


Zur “globalisierenden“ Interpretation” der EMRK unter Rückgriff auf sonstige 
völkerrechtliche Verträge und Empfehlungen internationaler Organisationen:

• Andriantsimbazovina, Cahiers de droit Européenne 47 (2011), 767, 781 ff.;
• Breuer, ZÖR 68 (2013), 729, 735 ff.; 
• van Drooghenbroeck, Rev. trimestrielle des droits de l‘homme 79 (2009), 811 ff.
• Flauss, AJDA 2009, 872 ff. und AJDA 2010, 997 f.
• Flauss, in: Iliopoulos-Strangas/Flauss (Hrsg.), Das soft law der europäischen

Organisationen, 2012, S. 333 ff.
• Krenc, Rev. trimestrielle des droits de l‘homme 121 (2020), 217 ff. 
• Klocke, EuR 2015, 148 ff.
• Pieta, in: Boschiero/Scovazzi/Pieta/Ragni (Hrsg.), International Courts and the 

Development of International Law – Esssays in Honour of Tullio Treves, 2013, S. 545 ff.
• Polankiewicz, in: Iliopoulos-Strangas/Flauss (Hrsg.), Das soft law der europäischen

Organisationen, 2012, S. 167, 180 ff.
• Tulkens/van Drooghenbroeck, in: Liber Amicorum Michel Mahieu, 2008, S. 505 ff.
• Uerpmann-Wittzack, in: FS Eckart Klein, 2013, S. 939 ff.
• Wachsmann, in: La conscience des droits – Mélanges en l’honneur de Jean-Paul Costa, 

2011, S. 667 ff. 

G) Verknüpfungen des „sonstigen Europaratsrechts“ mit der 
EMRK



H) Konzept der paneuropäischen allgemeinen 
Rechtsgrundsätze guter Verwaltung

Bestandteil der „globalisierenden“ Auslegung der EMRK durch EGMR ist auch 
Rückgriff auf
• sonstige Europaratskonventionen
• Empfehlungen i. S. des Art. 15 Abs. b der Europarats
• Spruchpraxis/Empfehlungen der Parlamentarischen Versammlung
• Spruchpraxis/Empfehlungen sonstiger Einrichtungen des Europarates (z. B. der 

Venedig-Kommission, GRECO, Kongress der Gemeinden und Regionen)

Empfehlungen des Ministerkomitees zum Verwaltungsrecht beziehen sich 
wechselseitig aufeinander, bauen aufeinander auf (was allerdings etwas abnimmt) 
und greifen auch auf Rechtsprechung des EGMR zurück

Auch sonst werden sich Organe des Europarates und EGMR offenbar zunehmend 
bewusst, dass alle Maßnahmen des Europarates ein Ganzes bilden, das seine 
Basis in den gemeinsamen Werten des Europarates und damit dem gemeinsamen 
Erbe seiner heute 46 Mitgliedstaaten hat 

Ausführlich U. Stelkens/A. Andrijauskaitė/Y. Marique, in: U. Stelkens/A. Andrijauskaitė
(Hrsg.), Good Administration and the Council of Europe: Law, Principles and Effectiveness, 
2020, Rn. 31.98 ff.

https://www.venice.coe.int/WebForms/pages/?p=01_Presentation&lang=DE
https://www.coe.int/en/web/greco
https://www.coe.int/en/web/congress/home


Das Handbuch des Europarats “The administration and you” (1996) als
Ergebnis einer ganzheitlichen Sichtweise des Verwaltungsrechts des 
Europarates

„Why this handbook?

This handbook is intended to set out, in a logical and […]
easily comprehensible form, those principles of substantive
administrative law and administrative procedure which are 
considered to be of primary importance for the protection of 
private persons in their relations with the administrative 
authorities”

H) Konzept der paneuropäischen allgemeinen 
Rechtsgrundsätze guter Verwaltung



Das Handbuch des Europarats “The administration and you” (1996) als
Ergebnis einer ganzheitlichen Sichtweise des Verwaltungsrechts des 
Europarates

Chapter 1: Scope of the principles, rule of law background
and definitions
Chapter 2: Substantive Principles
Chapter 3: Procedural Principles
Chapter 4: Special Issues (Sanctions, Revocation of 
administrative acts, data protection)
Chapter 5: Judicial Review and alternative dispute resolution 
Chapter 6: Public liability and reparation

Appendix 1: Case law of the ECtHR 
Appendix 2: Examples of the implementation of the principles in CoE member states
Appendix 3: CoE Recommendations

H) Konzept der paneuropäischen allgemeinen 
Rechtsgrundsätze guter Verwaltung



“The administration and you” 2018

• Keine richtige Neuauflage des Handbuchs von 1996

• Keine Anhänge

• Aber: Ist weniger auf die Situation der 
„Transformationsländer“ zugeschnitten und erhebt eher 
einen  allgemeingültigen Anspruch

H) Konzept der paneuropäischen allgemeinen 
Rechtsgrundsätze guter Verwaltung

https://book.coe.int/eur/en/international-law/7713-the-administration-and-you-a-handbook.html


Konzept der paneuropäischen allgemeinen Rechtsgrundsätze guten 
Verwaltung:

• Bezeichnet die Ergebnisse der Arbeit der Europarats-Organe und des EGMR 
im Bereich des (allgemeinen) Verwaltungsrechts

• Ergeben in einer Gesamtschau eine „Administrative Law Toolbox“ eines 
demokratischen Rechtsstaats in Europa

• Keine Rekurrierung auf ein spezifisches Konzept von „guter Verwaltung“ oder 
„good governance“ – Frage der Verbindlichkeit bleibt offen,

• Beschränkung auf den europäischen Rechtsraum (keine „globalen“ 
Ambitionen)

H) Konzept der paneuropäischen allgemeinen 
Rechtsgrundsätze guter Verwaltung



• Konkretisierung der normativen Erwartungen des Art. 3 der Satzung an eine 
rechtsstaatliche Verwaltung durch die paneuropäischen allgemeinen 
Rechtsgrundsätze guten Verwaltung?

• Beispiel für Ermessensverwaltung: U. Stelkens, Paneuropäische allgemeine 
Rechtsgrundsätze guter Verwaltung zum Ermessen und ihre Bedeutung für die 
georgische Verwaltung, 2018 (Preprint bei Researchgate)

Statute of the Council of Europe

Art. 3. Every member of the Council of Europe must accept the principles of the 
rule of law and of the enjoyment by all persons within its jurisdiction of 
human rights and fundamental freedoms, and collaborate sincerely and 
effectively in the realisation of the aim of the Council as specified in Chapter I.

H) Konzept der paneuropäischen allgemeinen 
Rechtsgrundsätze guter Verwaltung

https://www.researchgate.net/publication/323759368_Paneuropaische_allgemeine_Rechtsgrundsatze_guter_Verwaltung_zum_Ermessen_und_ihre_Bedeutung_fur_die_georgische_Verwaltung
http://www.coe.int/fr/web/conventions/full-list/-/conventions/rms/0900001680306052


1. The Pan-European General Principles on Administrative Organisation

2. The Pan-European General Principles on Local Self-Government 

3. The Pan-European General Principles on the Status of Public Officials and Civil 
Servants

4. The Pan-European General Principles on Legality of Administration

5. The Pan-European General Principles on Administrative Rules and 
Administrative Rulemaking 

6. The Pan-European General Principles on Discretion 

7. The Pan-European General Principles on Legal Certainty and Protection of 
Legitimate Expectations in Administrative Matters 

8. The Pan-European General Principles on Administrative Procedure and 
Procedural Rights

9. The Pan-European General Principles on Administrative Sanctions

H) Konzept der paneuropäischen allgemeinen 
Rechtsgrundsätze guter Verwaltung

http://www.reneual.eu/projects-and-publications/reneual-2-0?view=article&id=19&catid=2
http://www.reneual.eu/projects-and-publications/reneual-2-0?view=article&id=32&catid=2
http://www.reneual.eu/projects-and-publications/reneual-2-0?view=article&id=20&catid=2
http://www.reneual.eu/projects-and-publications/reneual-2-0?view=article&id=21&catid=2
http://www.reneual.eu/projects-and-publications/reneual-2-0?view=article&id=33&catid=2
http://www.reneual.eu/projects-and-publications/reneual-2-0?view=article&id=22&catid=2
http://www.reneual.eu/projects-and-publications/reneual-2-0?view=article&id=23&catid=2
http://www.reneual.eu/projects-and-publications/reneual-2-0?view=article&id=24&catid=2
http://www.reneual.eu/projects-and-publications/reneual-2-0?view=article&id=25&catid=2


10. The Pan-European General Principles on Public Procurement and other 
Competitive Award Procedures

11. The Pan-European General Principles on Freedom of Information and 
Transparency

12. The Pan-European General Principles on Data Protection in the Public Sector 

13. The Pan-European General Principles on (Local) Public Services and the 
Rights of their Users 

14. The Pan-European General Principles on Spatial Planning 

15. The Pan-European General Principles on Judicial Review of Administrative 
Action

16. The Pan-European General Principles on Non-Judicial Review and Oversight 
of  Administrative Action

17. The Pan-European General Principles on Public Liability for Administrative 
Action

H) Konzept der paneuropäischen allgemeinen 
Rechtsgrundsätze guter Verwaltung

http://www.reneual.eu/projects-and-publications/reneual-2-0?view=article&id=34&catid=2
http://www.reneual.eu/projects-and-publications/reneual-2-0?view=article&id=28&catid=2
http://www.reneual.eu/projects-and-publications/reneual-2-0?view=article&id=35&catid=2
http://www.reneual.eu/projects-and-publications/reneual-2-0?view=article&id=26&catid=2
http://www.reneual.eu/projects-and-publications/reneual-2-0?view=article&id=27&catid=2
http://www.reneual.eu/projects-and-publications/reneual-2-0?view=article&id=29&catid=2
http://www.reneual.eu/projects-and-publications/reneual-2-0?view=article&id=36&catid=2
http://www.reneual.eu/projects-and-publications/reneual-2-0?view=article&id=30&catid=2


18. The Pan-European General Principles on Digitalisation of Public 
Administration, E-Government and (Semi-) Automated Administrative Decision 
Making Processes

19. The Pan-European General Principles on Transnational Mutual Assistance and 
Participation in Administrative Procedures and Transfrontier Cooperation 
between Administrative Authorities

H) Konzept der paneuropäischen allgemeinen 
Rechtsgrundsätze guter Verwaltung

http://www.reneual.eu/projects-and-publications/reneual-2-0?view=article&id=31&catid=2
http://www.reneual.eu/projects-and-publications/reneual-2-0?view=article&id=38&catid=2
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